
		
		12. Mai 1871.

		Ich bitte um Entschuldigung, daß ich die
Diskussion durch einen heterogenen Gegenstand unterbreche; ich bin
indes durch dringende anderweitige Amtsgeschäfte genötigt, das Haus
zu verlassen, und habe deshalb den Herrn Präsidenten um die
Erlaubnis gebeten, jetzt die Mitteilung zu machen, die ich
beabsichtige.

		Ich knüpfe an eine frühere Erwähnung unserer
Friedensverhandlungen an, bei der ich mein Bedauern darüber
aussprach, daß diese Verhandlungen sich mehr, als wir erwartet
hatten, in die Länge zogen. Wir hatten beim Abschluß des
Präliminarfriedens uns der Hoffnung hingegeben, daß in einem
Zeitraum von vier bis sechs Wochen diejenigen Verhandlungen, welche
erforderlich waren, um den Präliminarfrieden zu einem definitiven
umzuwandeln und zu vervollständigen, beendigt sein könnten; wir
hatten darauf gerechnet, daß die Regierung, mit der wir den Frieden
geschlossen haben, sich der unbestrittenen Herrschaft in Frankreich
erfreuen würde. Diese Hoffnung hat sich bekanntlich nicht
verwirklicht, und die Regierung hat mit einer schweren und noch
nicht überwundenen Insurrektion in der Hauptstadt zu kämpfen. Eine
weitere Verzögerung der Verhandlungen mußte in uns die Frage und
die Befürchtung erwecken, ob das Land bei Fortdauer seiner inneren
Kämpfe und respektive ob die an der Spitze stehende Regierung oder
diejenige, welche ihr folgen würde, willens und imstande bleiben
werde, den uns gegenüber eingegangenen Verpflichtungen zu genügen.
Der Präliminarfrieden beschäftigt sich mit den beiden wichtigsten
Fragen des Friedensschlusses in einer endgültigen Weise, nämlich
mit der Territorialabtretung und mit der Bezahlung der
Kriegsentschädigung. In bezug auf die erste war das streitige
[bookmark: page4]Objekt in unseren
Händen, und war es nicht wahrscheinlich, daß die Ausführung der
Bestimmung weiter inhibiert und zweifelhaft werden konnte, oder
vielmehr, daß die Dauer unseres Besitzes gefährdet werden konnte.
In bezug aber auf den zweiten Punkt griff die Befürchtung Platz,
die ich vorhin erwähnt habe, in bezug sowohl auf den Willen als auf
die Fähigkeit, ihn definitiv auszuführen. Es sind in der Geschichte
die Fälle nicht selten, daß ein Präliminarfrieden oder sonstiges
Präliminarabkommen geschlossen worden ist und daß es nicht gelungen
ist, sich über die unentbehrlichen Vervollständigungen, deren der
definitive Friede bedarf, rechtzeitig zu vereinigen, daß daher
einer der beiden vertragenden Teile, um nicht in eine nachteiligere
Lage zu kommen, es vorgezogen hat, die Feindseligkeiten wieder zu
eröffnen, anstatt länger die Ausführung der Präliminarien in
Ungewißheit zu lassen. Ich war in der Besorgnis, daß wir nahe vor
dieser Eventualität standen, und da sie eine sehr ernste war, so
lag das Bedürfnis vor, vorher durch eine persönliche Besprechung
mit Mitgliedern der französischen Regierung sich darüber klar zu
werden, ob eine solche Notwendigkeit wirklich vorläge oder nicht.
Es wäre für uns immer noch nicht indiziert gewesen, wenn wir uns
nicht verständigten, sofort die Truppen der französischen Regierung
anzugreifen; aber meiner politischen Erwägung nach wären wir, wenn
wir uns jetzt nicht verständigten, wenn wir ernste Verletzungen
unserer Interessen mit der Verlängerung der Ungewißheit fürchteten,
in der Lage gewesen, der Ungewißheit dadurch ein Ende zu machen,
daß wir Paris entweder durch Akkord mit der Kommune oder durch
Gewalt einnahmen und dann im Besitz dieses Pfandes von der
Versailler Regierung forderten, daß sie, den Stipulationen des
Präliminarfriedens entsprechend, [bookmark: page5]ihre Truppen hinter die Loire zurückzöge und
daß in dieser gegenseitigen Verfassung die weitere Verhandlung über
den Frieden fortgesetzt würde. Daß dies uns in schwierige, wenn
nicht für die Erfüllung der Friedensbedingungen gefährliche
Verhältnisse verwickelt haben würde, liegt auf der Hand. Indessen
solche Verhältnisse werden oft durch längeres Zuwarten nicht
besser, sondern schwieriger, und ich glaube, wir wären in der
Notwendigkeit gewesen, mit Entschlossenheit vorzugehen, um einen
zweifellosen Zustand herzustellen, wenn es nicht gelungen wäre, zu
einem definitiven Abschluß mit Frankreich zu gelangen.

		Ich war ursprünglich nicht in der Hoffnung nach Frankfurt
gegangen, daß es dort schon so weit würde kommen können, sondern
nur in der Absicht, einige noch schwebende Fragen – einige der
prinzipiell wichtigeren – zur Entscheidung zu bringen und für die
Zahlung der Kriegskontribution eine Verkürzung der Fristen und eine
Verstärkung der Garantien zu erreichen und dann den weiteren
Abschluß der Verhandlungen den Bevollmächtigten in Brüssel zu
überlassen; sobald sich indessen die Aussicht darbot, in Frankfurt
sofort definitiv abzuschließen, hielt ich dies für einen großen
Gewinn im Interesse beider beteiligten Länder, indem ich überzeugt
bin, daß dadurch nicht nur für Deutschland die militärischen
Lasten, welche wir uns noch auflegen müssen, wesentlich werden
erleichtert werden, sondern daß auch dieser Abschluß zur
Konsolidierung der Verhältnisse in Frankreich wesentlich beitragen
werde. Dadurch, daß die jetzige Regierung den definitiven Frieden
abgeschlossen hat, ist sie diejenige, welche am leichtesten
imstande ist, den im allgemeinen nach Frieden verlangenden Wünschen
des französischen Volkes zu entsprechen. Jede Regierung, die sich
durch Gewalt oder [bookmark: page6]andere Mittel an ihre Stelle setzte, hätte das
Bedenken gegen sich, daß für sie und ihr der Friede nicht so
vollständig und unbedingt gesichert ist wie für die jetzige
Regierung. Ich glaube daher, daß, wenn meine Voraussetzung richtig
ist, daß die Mehrheit der Franzosen den Frieden wünscht, es auch
für die Konsolidierung der jetzigen Zustände wesentlich wichtig und
vorteilhaft gewesen ist, daß der definitive Friede abgeschlossen
worden ist. Ich glaubte deshalb nicht, daß wir so rasch dazu
gelangen würden, weil aus der Feststellung der Hauptbedingungen
doch bei einem solchen Friedensschluß eine Anzahl von
Nebengeschäften zu erledigen ist, die, wenn nicht sehr viel
beiderseitiger guter Wille und ein sehr dringendes Bedürfnis des
Friedens auf beiden Seiten vorhanden ist, sonst noch nicht in
Wochen, ja selbst mitunter kaum in Monaten ihre Erledigung finden
können. Es werden deshalb auch nachträgliche
Ausführungsverhandlungen stattzufinden haben, und ist Frankfurt als
Ort derselben ausersehen worden; in der Hauptsache aber ist ein
befriedigender und endgültiger Abschluß erreicht worden; die
Zahlungsfristen sind verkürzt und schärfer definiert worden;
anstatt daß die erste Zahlung erst im Laufe dieses Jahres zu
erfolgen hatte, wird die Zahlung der ersten halben Milliarde schon
innerhalb der dreißig Tage, die auf die Unterwerfung von Paris
folgen werden, stattzufinden haben. Nach der militärischen Lage der
Dinge dürfen wir hoffen, daß der Kampf vor und in Paris sich seinem
Ende nähert; und sobald die Truppen der Regierung siegreich sein
werden – wozu wir die Mittel jetzt, nachdem der definitive Friede
abgeschlossen ist, durch verstärkte Freilassung der Gefangenen
bereitwillig gewähren werden –, wird innerhalb dreißig Tagen eine
erste Zahlung von 500 Millionen Franken stattzufinden haben. [bookmark: page7]

		Als Zahlungsmittel ist festgesetzt worden, daß nur Metallgeld
oder Noten von sicheren Banken, wie die englische, die
niederländische, die preußische, die belgische, angenommen werden,
oder Wechsel erster Klasse, d. h. solche, die so gut wie bar Geld
sind, und wenn sie es wider Erwarten nicht sein sollten, so trifft
der Ausfall nicht uns. (Beifall.)

		Die zweite Zahlung von 1000 Millionen Franken hat sodann im
Laufe dieses Jahres, wenn mein Gedächtnis mich nicht täuscht, sogar
bis zum 1. Dezember stattzufinden. Erst nach dieser zweiten Zahlung
sind wir verpflichtet, die Befestigungen von Paris zu räumen
(Allseitiges Bravo!), also nachdem 1½ Milliarden gezahlt sein
werden. Es war diese Bestimmung zu meinem Bedauern eine notwendige
Vorsichtsmaßregel gegen die Schwankungen, denen die inneren
Zustände des Landes noch ausgesetzt sein können, wenn wir zu früh
von der Hauptstadt uns zurückziehen, und so schwer es den
französischen Bevollmächtigten gewesen ist, hierin zu willigen, so
habe ich doch geglaubt, hierauf bestehen zu müssen. (Bravo!) Dann
wird die vierte halbe Milliarde bis zum 1. Mai nächsten Jahres und
nicht erst bis zu Ende nächsten Jahres zu zahlen sein. In bezug auf
die drei letzten Milliarden bleiben die Bestimmungen des
Präliminarfriedens in Kraft – sie sind bis zum 1. März 1874
vollständig abzuzahlen (Sehr gut), und was früher gezahlt wird, das
scheidet natürlich aus der Verzinsung, die Frankreich für diese
drei Milliarden zu leisten hat, aus. Die französische Regierung hat
die Überzeugung, ihrer Verpflichtung in der festgesetzten Zeit
genügen zu können.

		Eine andere sehr schwierige Frage war die der
Handelsbeziehungen. Die französische Regierung scheint die
Handelsverträge, die sie abgeschlossen hat, lösen zu wollen und den
mit [bookmark: page8]uns
bestandenen nicht wieder ins Leben treten lassen zu wollen. Sie ist
der Meinung, daß die gesteigerten Einnahmen, deren sie bedürfe,
durch gesteigerte Zölle wesentlich gefördert werden würden. Es ist
meines Erachtens nicht tunlich, im internationalen Verkehr zwischen
großen Völkern einen Handelsvertrag zu einer durch Krieg erkämpften
Bedingung zu machen, die der Souveränität eines großen Volkes und
der Beschränkung seines Gesetzgebungsrechts auferlegt würde. (Sehr
gut!) Ich habe deshalb auch nicht darauf bestanden und glaube
nicht, daß die Maßregel praktisch gewesen wäre. Namentlich habe ich
befürchtet, daß sie eine so starke Verletzung des Nationalgefühls
enthielte, daß sie später den Frieden frühzeitig beeinträchtigen
würde. Ich habe mich deshalb darauf beschränkt, zu fordern, daß wir
nach dem Prinzip der meistbegünstigten Nationen uns gegenseitig in
Zukunft zu behandeln hätten. Dieses Prinzip ist in Wesenheit
angenommen. Es wurde gewünscht, daß es nicht so allgemein genommen
würde, um nicht Verträge mit einzelnen Staaten, die der
französischen Republik besonders nahe stehen und bei ihrer
Kleinheit oder ihren Handelsbeziehungen weniger von Bedeutung sind,
unmöglich zu machen – ich nenne beispielsweise Monako mit drei
Schiffen (Heiterkeit), oder Tunis und andere –, und dann auch
vermutlich deshalb wünschte dies die französische Regierung, weil
der Handelsvertrag mit Italien noch länger läuft, als sie mit ihren
Zollreformen zu warten beabsichtigt. Wir haben deshalb ausgemacht,
daß die Nationen, unter denen wir mit den Begünstigten gleich zu
behandeln sind, sich beschränken auf England, Belgien, die
Niederlande, die Schweiz, Österreich und Rußland.

		Demnächst ist die Grenzfrage einer erneuten Diskussion
unterworfen worden, insoweit sie offen geblieben war, namentlich
[bookmark: page9]in dem
Punkte, den Rayon von Belfort zu bestimmen. Wir waren nach dem
strengen Wortlaute wohl berechtigt, unter Rayon dasjenige zu
verstehen, was unser amtlicher Sprachgebrauch darunter versteht und
was man im Französischen mit dem Ausdruck » rayon administratif des servitudes militaires«
bezeichnet, d. h. eine Entfernung von 960 m von der äußersten
Grenze der Befestigung. Es war indessen zweifellos, daß eine so
strikte Auslegung des Wortes bei unserer Verabredung nicht zugrunde
gelegen hat, aber auf der anderen Seite auch eine nicht so
ausgedehnte, wie sie von Frankreich in Brüssel beansprucht worden
war, und wir haben uns deshalb dahin verständigt, daß der
Halbmesser des Gebiets von Belfort gebildet wird durch die
Entfernung, in welcher diese Festung von der Grenze gelegen haben
würde, wenn die ursprüngliche Grenze bei Belfort die zwischen Elsaß
und dem nächsten französischen Departement geblieben wäre, also
vier bis fünf Kilometer. Darüber hinaus ist einstweilen definitiv
keine Grenzabtretung erfolgt. Wohl aber war es für uns
wünschenswert, einige Gemeinden an der Nordgrenze bei Thionville,
in welchen das Deutsche teils ausschließlich, teils überwiegend
gesprochen wird, zu erwerben. (Lebhafter Beifall.) Die
französischen Minister erklärten sich in der Unmöglichkeit,
definitiv zuzustimmen, daß Gemeinden, die bisher französisch
geblieben waren, aufhörten, es zu sein. Sie waren daher wohl
bereit, eine anderweitige Rektifikation der französischen Grenze
bei Belfort zu akzeptieren, aber ohne Äquivalent. Ich habe deshalb
vorgeschlagen, und der Vorschlag ist angenommen worden, daß sie
dies, weil sie die Verantwortung dafür nicht tragen wollten, der
ratifizierenden Versammlung überlassen. Ich habe das Angebot einer
ferneren Gebietszession vor Belfort gestellt für den Fall, daß
[bookmark: page10]man von
französischer Seite aus die fraglichen Gemeinden in der Gegend von
Thionville, von der Luxemburger Grenze bei Redingen bis gegen
Moyeuvre abtrete.

		Die übrigen Bedingungen werden die Herren ja binnen kurzem aus
der Veröffentlichung und einer amtlichen Mitteilung, die ich mir
erlauben werde, an Sie zu richten, ersehen können.

		Wir haben das Bedürfnis gehabt, die Bahnen, welche der
Gesellschaft der Ostbahn in Elsaß und Lothringen gehören, für eine
bestimmte Summe zu erwerben, indem es nicht tunlich erschien, diese
überwiegend französisch bleibende Gesellschaft, die nur etwa ein
Viertel ihres Eigentums in Elsaß und Lothringen liegen hat, im
Besitz der dortigen Konzession zu lassen, und indem wir, wenn wir
uns nicht vertragsmäßig darüber geeinigt hätten, in der Lage
gewesen wären, die Gesellschaft dort gesetzlich zu expropriieren,
wobei, da wir zugleich Partei und Gesetzgeber waren, die Frage der
Abschätzung des Wertes des Eigentums immerhin eine unerwünschte
gewesen wäre.

		Für die Ratifikation, einerseits durch Se. Majestät den Kaiser,
andererseits durch die Versammlung in Versailles, ist eine Frist
von zehn Tagen vorbehalten, sie würde also bis zum 20. d. M. zu
erfolgen haben.

		Ich kann nicht annehmen, daß diese Abmachungen jeden einzelnen
persönlichen Wunsch befriedigen werden, das ist indessen bei so
großen Abmachungen zwischen zwei Völkern überhaupt nicht möglich.
Trennung alter Verbindungen, Schließung neuer Verbindungen sind
ohne Verluste und geschäftliche Nachteile niemals durchzuführen,
aber ich glaube, daß hiermit dasjenige erreicht worden ist, was wir
von Frankreich vernünftigerweise und nach den Traditionen, die
anderen [bookmark: page11]Friedensschlüssen zugrunde liegen,
verlangen konnten. Wir haben unsere Grenzen durch die Landabtretung
gesichert, wir haben unsere Kriegsentschädigungen so weit
gesichert, wie es nach menschlichen Verhältnissen überhaupt möglich
ist; denn weiter ausgedehnte Sicherheiten zu nehmen, muß man sich
gegenwärtig halten, wäre für uns mit erheblich größeren Kosten und
Anstrengungen verknüpft, wir würden nicht nur Geld opfern, sondern,
was viel schwerer empfunden wird, die Abwesenheit der Truppen aus
dem Lande und so mancher Arbeitskräfte würde auf die Dauer schwerer
empfunden werden. Indessen, ich habe das Vertrauen, daß es die
Absicht der gegenwärtigen französischen Regierung ist, den Vertrag
auch ohne solche Bürgschaften redlich auszuführen, und ich habe die
Überzeugung, wie die Herren sie selbst hatten, daß die Kräfte dazu
vorhanden sind und daß die Behauptung, die Kriegsentschädigung wäre
von einer unmöglich zu bezahlenden Höhe, eine unbegründete ist, die
von den französischen Finanzmännern und Staatsmännern nicht geteilt
wird.

		Ich erlaube mir die Mitteilung mit dem Ausdruck der Hoffnung zu
schließen, daß dieser Friede ein dauerhafter und segensreicher sein
und daß wir der Bürgschaften, deren wir uns versichert haben, um
gegen einen etwa wiederholten Angriff gesichert zu sein, auf lange
Zeit nicht bedürfen mögen! (Lebhaftes Bravo!) [bookmark: page12]

	
		
		19. Februar 1878.

		Ich bitte zuvörderst um die Nachsicht des
Reichstages, wenn ich nicht imstande sein sollte, alles, was ich zu
sagen habe, stehend zu sagen. Ich bin nicht so gesund, wie ich
vielleicht aussehe.

		Auf die Sache eingehend, kann ich nicht leugnen, daß ich
beim ersten Anblick der Interpellation Zweifel gehabt habe, nicht
ob ich sie überhaupt beantworten könnte – denn die Fragestellung
läßt mir ja auch frei, sie mit nein zu beantworten –, aber ob ich
nicht dieses Nein würde sagen müssen, nicht etwa, wie man
gewöhnlich annimmt, weil ich besonders viel zu verschweigen hätte,
durch dessen Offenbarung unsere Politik kompromittiert, in einer
unerwünschten Weise gebunden werden könnte, sondern umgekehrt, weil
ich, um freiwillig das Wort zu einer Eröffnung gegenüber der
Vertretung des Reichs zu nehmen, eigentlich nicht genug zu sagen
habe, was nicht schon öffentlich bekannt wäre.

		Die Verhandlungen des englischen Parlaments haben ja die
Beantwortung des einen Teils der Frage, nämlich »welches die
politische Lage im Orient augenblicklich sei«, fast schon
erschöpft. Wenn ich trotz der Armut, mit der ich vor Sie trete,
doch nicht nein gesagt habe, so ist es wegen der Befürchtung, daß
man daraus schließen könnte, ich hätte vieles zu verschweigen, und
ein solcher Eindruck hat immer etwas Beunruhigendes, namentlich
wenn sich Berechnungen daran knüpfen, dieses Schweigen auszubeuten.
Und deshalb spreche ich um so lieber ganz offen, als ich nach der
Art, wie die Interpellation eingeleitet worden ist, den Eindruck
bekomme, daß die deutsche Politik im ganzen nichts weiter zu tun
haben wird, als ihren bisherigen Gang unentwegt und unbeirrt
fortzusetzen, um der Meinung der Majorität des Reichstages,
insoweit ich die eben gehörten Äußerungen [bookmark: page13]als einen Ausdruck derselben
betrachten darf, zu entsprechen. (Bravo!)

		Was die jetzige Lage betrifft, so vermute ich allerdings, daß
dasjenige, was ich darüber sagen kann, Ihnen schon bekannt ist. Sie
wissen aus den öffentlichen Blättern und aus den englischen
Parlamentsverhandlungen, daß im Orient man augenblicklich sagen
kann: »Die Waffen ruhn, des Krieges Stürme schweigen« – gebe Gott,
auf lange! Der Waffenstillstand, der abgeschlossen worden ist, gibt
der russischen Armee eine zusammenhängende Stellung von der Donau
bis zum Marmarameer, mit der Basis, die ihr früher fehlte, nämlich
den Donaufestungen – ein Moment, welches mir mit das wichtigste in
dem ganzen Waffenstillstand erscheint, welches aber von keiner
Seite eine Anfechtung erfahren hat. Sie schließt von der russischen
Besetzung aus, wenn ich vom Norden anfangen soll, einen viereckigen
Ausschnitt, der Varna und Schumla umfaßt, an der Küste des
Schwarzen Meeres nördlich bei Baltschik, südlich etwas vor der Bai
von Burgas endet und sich in das Land hinein erstreckt bis etwa
nach Rasgrad – eine ziemlich viereckige Strecke. Sie schließt aus
Konstantinopel und die Halbinsel Gallipoli, also diejenigen beiden
Punkte, auf deren Freibleiben von der russischen Besetzung ein
wesentlicher Wert von anderen beteiligten Mächten gelegt wird.

		Diesem Waffenstillstand vorhergegangen sind gewisse
Friedenspräliminarien, die, auf die Gefahr hin, Ihnen Bekanntes zu
sagen, ich obiter rekapituliere, um
daran die Frage zu knüpfen, ob in einer derselben ein deutsches
Interesse engagiert ist. Es handelt sich zunächst um die
Konstituierung Bulgariens » dans les limites
déterminées par la majorité de la population bulgare, et qui ne
sauraient être moindres que celles indiquées dans la conférence de
Constantinople«. [bookmark: page14]

		Der Unterschied zwischen diesen beiden Begrenzungen ist meines
Erachtens nicht von der Erheblichkeit, daß darum der Frieden
Europas verständigerweise gestört werden könnte. Die
ethnographischen Nachrichten, die wir darüber haben, sind ja nicht
authentisch, sind lückenweise; das Beste, was wir kennen
wenigstens, ist von deutschen Händen geliefert in den Kiepertschen
Karten. Darnach geht die nationale Grenze, die Grenze der
bulgarischen Nationalität, ziemlich unvermischt im Westen bis dicht
über Salonichi herunter und im Osten mit zunehmender Mischung mit
türkischen Elementen bis gegen das Schwarze Meer hin, während die
Konferenzgrenze, soweit sie sich genau aus den Verhandlungen
nachspüren läßt, namentlich in der östlichen Begrenzung vom Meere
aus etwas nördlich von der Grenze der Nationalität bleibt, während
sie zwei verschiedene bulgarische Provinzen in Aussicht genommen
hat und im Westen vielleicht etwas weiter als die bulgarische
Nationalität in die mit albanischen Volksstämmen gemischten Bezirke
hineingreift. Die Verfassung von Bulgarien würde nach den
Präliminarien etwa eine ähnliche sein, wie die von Serbien vor der
Räumung von Belgrad und anderen festen Punkten; denn dieser erste
Absatz der Präliminarien schließt mit den Worten: » L'armée ottomane n'y séjournerait plus«, und in
Parenthese: » sauf quelques points à
déterminer d'un commun accord«.

		Es wird also eine Sache der Unterhandlung unter den Mächten
sein, welche den Pariser Vertrag von 1856 abgeschlossen haben,
diese hier offen oder unbestimmt gelassenen Sätze näher zu
bestimmen, sich darüber mit Rußland zu vereinigen, wenn es, wie ich
hoffe, sein kann.

		Dann folgt: » L'indépendance du
Montenégro – – –«, [bookmark: page15]ebenso von Rumänien und Serbien;
Bestimmungen über Bosnien und die Herzegowina, deren Reform »
serait analogue«.

		Alle diese Sachen berühren meiner Überzeugung nach das deutsche
Interesse nicht in dem Maße, daß wir darüber die Beziehungen zu
unseren Grenznachbarn, zu unseren Freunden aufs Spiel setzen
könnten. Wir vermögen uns die eine oder die andere Bestimmung
darüber gefallen zu lassen, ohne an unseren Interessen Schaden zu
leiden.

		Es folgt dann unter 5 eine Bestimmung über die Kriegskosten, die
offen läßt, ob » le mode soit pécuniaire,
soit territorial« sein könnte » de
cette indemnité!« Das ist eine Sache, die im wesentlichen,
soweit es pekuniär sein würde, die Kriegführenden betrifft, soweit
es territorial sein würde, die Kontrahenten des Pariser Friedens
betrifft und mit deren Sanktion zu regeln sein würde.

		Dann folgt der Punkt der Dardanellen, über den meines Erachtens
sehr viel mehr Sorge in der Welt verbreitet ist, als durch die
tatsächliche Möglichkeit seiner Entwickelung und Wahrscheinlichkeit
gerechtfertigt ist. Es heißt darin ganz allgemein: » Sa Majesté le Sultan conviendrait de s'entendre avec Sa
Majesté l'Empereur de Russie pour sauvegarder les droits et les
intérêts de la Russie dans les détroits du Bosphore et des
Dardanelles.«

		Die Frage der Dardanellen hat eine gewaltige Wichtigkeit, wenn
es sich darum handelt, die dortige Durchfahrt, den Schlüssel der
Bosporus und zur Dardanellenstraße, in andere Hände zu legen als
bisher, wenn es sich darum handelt, zu entscheiden, ob Rußland die
Dardanellen nach Belieben soll schließen oder öffnen können. (Sehr
gut!) Alle anderen Stipulationen werden sich immer nur auf die Zeit
des Friedens [bookmark: page16]beziehen können, und für den Fall des
Krieges, also den wichtigeren, wird es immer darauf ankommen, ob
der Inhaber des Schlüssels der Dardanellen im Bunde oder in der
Abhängigkeit mit den drin oder draußen Wohnenden von Rußland oder
von Rußlands Gegnern ist. Im Falle des Krieges würde diese
Vertragsbestimmung, die man treffen könnte, solange die Dardanellen
eben in Händen sind, die im Frieden gewiß von Rußland unabhängig
sind, meines Erachtens nicht die Bedeutung haben, die man ihr
beilegt. Es kann für die Anwohner des Mittelländischen Meeres von
Interesse sein, ob die russische Flotte im Schwarzen Meere
berechtigt ist, in Friedenszeiten durch die Dardanellen zu fahren
und sich dort zu zeigen; wenn sie sich dort zeigt, würde ich aber
immer, wie beim Barometer auf gut Wetter, hier auf Frieden
schließen; wenn sie sich aber zurückzieht und sich vorsorglich dort
einschließt, dann würde man vermuten können, daß vielleicht Wolken
aufsteigen. Aber die Frage, ob im Frieden durch die Dardanellen
Kriegsschiffe fahren können, halte ich zwar nicht für unwichtig,
aber doch nicht für so wichtig, daß man deshalb Europa sollte in
Brand stecken können.

		Die Frage, ob der Besitz der Dardanellen in eine andere Hand
übergeht, das ist ein ganz anderes Ding, aber eine Eventualität und
Konjunktur, die meines Erachtens in der gegenwärtigen Situation
nicht vorliegt und über die ich mich deshalb nicht aussprechen
will. Mir kommt es im Augenblick nur darauf an, ungefähr, soweit
ich es kann, das Gewicht der Interessen zu bezeichnen, über welche
ein weiterer Krieg, nachdem der russisch-türkische tatsächlich sein
Ende erreicht hat, entstehen könnte, und deshalb kommt es mir
darauf an, zu präzisieren, daß die Friedensbestimmungen über die
Frage [bookmark: page17]der
Dardanellen in bezug auf Kriegsschiffe kaum so wichtig sind wie in
bezug auf den Handel; darin liegt zunächst das hervorragendste
deutsche Interesse im Orient, daß uns die Wasserstraßen, sowohl die
der Meerengen wie die der Donau vom Schwarzen Meer aufwärts, in
derselben Weise wie bisher frei bleiben. (Sehr gut!) Das ist auch
wohl sicher, daß wir das erreichen, ja, es ist gar nicht in Frage
gestellt; in einer amtlichen Mitteilung, die mir von Petersburg
darüber vorliegt, wird über diesen Punkt einfach Bezug genommen auf
die bestehenden Stipulationen des Pariser Friedens; es kommt hier
nichts in Frage, wir können nicht besser, nicht schlechter gestellt
werden, als wir bisher gestanden haben.

		Das Interesse, welches wir an einer besseren Regierung der
christlichen Nation, an einem Schutz gegen Gewalttaten, wie sie
leider unter türkischer Herrschaft mitunter vorgekommen sind,
haben, wird durch die zuerst genannten Punkte gewahrt werden, und
das ist das zweite, minder direkte, aber doch menschlich indizierte
Interesse, welches Deutschland in der Sache hat.

		Der Rest der Präliminarienstipulationen besteht in – ich will
nicht sagen Redensarten, es ist ein amtliches Aktenstück –, aber er
hat keine Wichtigkeit für unsere heutige Verhandlung.

		Mit dieser Darlegung habe ich, soweit ich kann, den ersten Teil
der Interpellation über die Lage der Dinge im Orient beantwortet
und fürchte, daß ich niemand in dieser Sache etwas Neues gesagt
habe.

		Der fernere Teil der Frage betrifft die Stellung, die
Deutschland zu diesen Verhältnissen, zu diesen Neuerungen genommen
hat, respektive nehmen wird, die genommene und die zu nehmende
Stellung. [bookmark: page18]

		In bezug auf die genommene Stellung kann ich Ihnen für den
Augenblick keine Mitteilung machen; denn wir sind amtlich seit sehr
kurzer Zeit, ich kann wohl sagen, buchstäblich erst seit diesem
Morgen im Besitz der Aktenstücke, auf die ich vorhin Bezug nahm.
(Hört! Hört!) Was wir früher davon wußten, stimmte ungefähr damit
überein, war aber nicht von der Natur, daß wir amtliche Schritte
daran knüpfen konnten, es waren dies Privatmitteilungen, die wir
der Gefälligkeit anderer Regierungen verdankten. (Hört! Hört!)

		Also amtliche Schritte hierüber sind von uns noch nicht getan,
und angesichts der, wie ich hoffe, bevorstehenden Konferenzen wäre
es voreilig, solche zu tun, bevor man nicht auf den Konferenzen
diese Mitteilungen als Material vorliegen hat und in der Lage ist,
die Meinungen darüber gegenseitig auszutauschen. Was eine Änderung
gegen die Stipulationen von 1856 sein wird, das wird also der
Sanktion bedürfen; wenn es sie nicht erhielte, folgt daraus immer
noch nicht notwendig ein neuer Krieg, aber es folgt ein Instand
daraus, den, glaube ich, alle Mächte Europas Grund haben, zu
vermeiden – ich möchte ihn fast nennen eine Versumpfung der Frage.
Nehmen Sie an, daß in der Konferenz eine Einigung über das, was zu
geschehen hat, nicht zustande käme, daß die beteiligten Mächte,
welche solches vorzugsweises Interesse haben, den russischen
Stipulationen zu widersprechen, sagen: Es konveniert uns in diesem
Augenblick nicht, darüber Krieg zu führen, aber einverstanden sind
wir mit dem, was ihr abgemacht habt, auch nicht, wir behalten uns
unsere Entschließung vor – das ist doch ein Zustand der Dinge, der
auch der russischen Politik nicht erwünscht sein kann. Die
russische Politik sagt mit Recht: Wir haben keine Neigung, uns alle
zehn oder zwanzig Jahre der Notwendigkeit einer türkischen [bookmark: page19]Kampagne
auszusetzen, die sehr aufreibend, anstrengend und kostspielig ist;
aber sie kann auch nicht wünschen, dieser Gefahr die einer sich
vielleicht in zehn oder zwanzig Jahren wiederholenden
österreichisch-englischen Verwickelung zu substituieren. Ich glaube
also, es liegt auch im Interesse Rußlands, wie es in dem aller
übrigen liegt, zu einer Abmachung zu kommen und die Sache nicht
unabgemacht auf spätere, vielleicht unbequemere Zeiten zu
verschieben.

		Daß Rußland geneigt sein könnte, die Anerkennung der Änderungen,
die es für notwendig hält, von den übrigen europäischen Mächten
durch Krieg zu erzwingen, halte ich für eine Erwägung, die von
aller Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen ist. Rußland würde sich
mutmaßlich, wenn es die Zustimmung der übrigen Unterzeichner der
Traktate von 1856 nicht jetzt erreichen könnte, mit dem Gedanken »
beati possidentes« begnügen. Es tritt
dann die andere Frage ein, ob diejenigen, die unzufrieden sind mit
den russischen Abmachungen und in erster Linie dabei interessiert
sind, wirkliche, eigene, materielle Interessen dabei haben, bereit
sind, Krieg zu führen, um Rußland zu nötigen, seine Bedingungen
abzuschwächen, einen Teil davon aufzugeben, auf die Gefahr hin, in
Rußland bei der Heimkehr der Truppen vielleicht das Gefühl zu
hinterlassen, was etwa Preußen gehabt hat nach den
Friedensschlüssen von 1815, also eine zurückgetretene Empfindung,
daß die Sache eigentlich nicht zu Ende wäre und noch einmal
versucht werden müßte, wenn es gelänge, Rußland zu zwingen, davon
mehr aufzugeben als erträglich.

		Wenn dies durch Krieg gelänge, würde man also als Zweck dieses
Krieges ansehen müssen: Rußland aus den bulgarischen Stellungen,
die es augenblicklich inne hat, aus der [bookmark: page20]Konstantinopel ohne Zweifel
bedrohenden Stellung – indessen es hat noch keine Miene gemacht,
Konstantinopel zu besetzen – aus dieser Stellung zu vertreiben.
Dann aber fällt auch denen, die dieses Ziel durch siegreichen Krieg
erreicht haben würden, die Aufgabe und die Verantwortung zu,
darüber zu bestimmen, was aus diesen Ländern der europäischen
Türkei nunmehr werden soll. Ob sie bereit sind, ganz einfach die
türkische Herrschaft wieder einzusetzen bis an ihre vollen Grenzen
nach dem, was auf der Konferenz gesagt und beschlossen ist, halte
ich nicht für wahrscheinlich; sie würden also irgendeine Bestimmung
darüber treffen müssen; sehr verschieden von dem, was jetzt
vorgeschlagen wird, im Prinzip kann es kaum sein, es kann in der
Ausdehnung, in der räumlichen Ausdehnung, in dem Maße von
Abhängigkeit wohl abweichen, aber ich glaube zum Beispiel nicht,
daß die nächst benachbarte Macht, Österreich-Ungarn, bereit wäre,
die ganze Erbschaft der heutigen russischen Eroberungen zu
übernehmen und für die Zukunft dieser slavischen Länder die
Verantwortung zu übernehmen, sagen wir durch Einverleibung in den
ungarischen Staat oder durch Vasalleneinrichtung; ich glaube nicht,
daß das ein Ziel ist, was die österreichische Politik sehr lebhaft
wünschen kann ihren eigenen slavischen Untertanen gegenüber, nun
der verantwortliche Herausgeber der künftigen Zustände auf der
Balkanhalbinsel sein zu müssen, und das wäre im Fall des Sieges die
Situation.

		Ich stelle alle diese Eventualitäten, an die ich nicht glaube,
nur hin, um zu beweisen, wie gering in meinen Augen die berechtigte
Wahrscheinlichkeit eines europäischen Krieges ist, daß über eine
etwas größere oder geringere Ausdehnung, wenn es nicht eben ganz
grobe Verhältnisse wären, eines tributären Landes ein verheerender
europäischer Krieg zwischen [bookmark: page21]zwei großen benachbarten und befreundeten
Mächten beschlossen werden sollte, mit kaltem Blute beschlossen
werden sollte. (Bravo!) Das Blut wird ja kälter sein, wenn wir erst
in der Konferenz vereinigt sind.

		Um diesen Eventualitäten zu begegnen, ist also der Gedanke der
Konferenz zuerst von der österreichisch-ungarischen Regierung
vorgeschlagen, wir sind von Hause aus, ich glaube, beinahe die
Ersten gewesen, die bereitwillig darauf eingegangen sind. Es haben
sich Schwierigkeiten über die Wahl des Ortes der Konferenz erhoben,
die meines Erachtens zu der Bedeutung der Sache nicht im Verhältnis
stehen. Indes auch in dieser Beziehung haben wir keine
Schwierigkeiten gemacht, wir haben uns mit den Lokalen, die
überhaupt in Frage gekommen sind, einverstanden erklärt, es sind
das Wien, Brüssel, Baden-Baden, Wiesbaden, Wildbad (Heiterkeit),
ein Ort in der Schweiz – ich muß indes sagen, Wildbad nur durch
sich selbst angemeldet (Heiterkeit) –, aber es ist auch Stuttgart
genannt; alle diese Orte wären uns genehm gewesen. Es scheint –
wenn ich richtig unterrichtet bin, und es muß sich in wenigen Tagen
entscheiden –, daß die Wahl sich schließlich auf Baden-Baden
fixieren wird. Unser Interesse, was von denjenigen Mächten, mit
denen wir darüber korrespondiert haben, geteilt wird, ist die
Beschleunigung der Konferenz ganz unabhängig von der Wahl des
Ortes, es ist für uns ziemlich gleichgültig, wo die Konferenz
stattfindet. Ich habe in bezug auf deutsche Orte weiter keine
Meinung geäußert, als die, daß auf deutschem Boden auch deutsches
Präsidium stattzufinden haben werde (Bravo!), eine Auffassung, der
von keiner Seite widersprochen ist. Ob nach der Anerkennung des
Prinzips aus Gründen der Zweckmäßigkeit absolut daran festzuhalten
sein wird, wird sich finden je nach [bookmark: page22]dem Personalbestande, der sich auf
der Konferenz herausstellt, deren Abhaltung überhaupt ich meiner
persönlichen Überzeugung nach als gesichert ansehe und die, wie ich
vermute, in der ersten Hälfte des März wird beginnen können. (Hört!
Hört!) Es wäre wünschenswert, daß es früher sein könnte, um der
Ungewißheit, die sich daran knüpft, ein Ende zu machen, aber die
Mächte werden doch, bevor sie zusammentreten, einen Austausch von
Meinungen unter sich wünschen, und die Verbindungen mit dem
Kriegsschauplatz sind in der Tat sehr langsam, die Verspätung der
Mitteilungen, die an uns gelangt sind, war und wurde motiviert
durch Verspätung der Eingänge eben vom Kriegsschauplatz. Es fällt
ja die Vermutung, die eine Zeitlang in öffentlichen Blättern sich
hat sehen lassen, als ob diese Verspätung eine absichtliche wäre,
vollständig in sich zusammen, sobald man sich klar macht, daß das
Vorrücken der russischen Armee in der Zeit nach dem 30. Januar ein
Ergebnis der Waffenstillstandsbedingungen war und nicht etwa eine
Benutzung irgendeines künstlich gewonnenen tempus utile. Die Grenze, innerhalb deren sich
die russische Truppenaufstellung heute befindet, ist die im
Waffenstillstand vorbehaltene Demarkationslinie; und ich glaube an
eine absichtliche Verzögerung von keiner Seite, und ich glaube von
allen Seiten an den ehrlichen Willen, die Konferenz bald zu
beschicken. Wir werden jeden Falls dazu tun, was wir können.

		Ich komme zu dem schwierigsten Teil – ich bitte um Verzeihung,
wenn ich einen Augenblick sitzend fortfahre –, ich komme zu dem
schwierigsten Teil der mir gestellten Aufgabe, zu der Darlegung,
soweit es möglich ist, der von Deutschland auf der Konferenz
einzunehmenden Stellung. Sie werden da von mir nichts anderes
erwarten als allgemeine Gesichtspunkte [bookmark: page23]unserer Politik, deren Programm Herr
von Bennigsen klar und ausführlich, fast ausführlicher, als es mir
in diesem Moment meine Kräfte noch erlauben würden, wiedergegeben
hat.

		Wenn von vielen Seiten an uns die Zumutung gekommen ist – aber
von keiner Regierung, sondern nur von Stimmen in der Presse und
sonstige wohlgemeinte Ratschläge –, wir sollten von Hause aus
unsere Politik festlegen und sie anderen aufdrängen in irgendeiner
Form, so muß ich sagen, daß ich das doch mehr für Preßpolitik als
Staatenpolitik halte. (Heiterkeit.)

		Ich will hier gleich die Schwierigkeit und Unmöglichkeit davon
mehr motivieren. Nehmen Sie an, daß wir jetzt auch nur ein festes
Programm aussprechen, an das uns zu halten wir, wenn wir es hier
von amtlicher Stelle öffentlich, nicht nur vor Ihnen, sondern vor
Europa verkündigen, gebunden sein würden, so würden wir dadurch bei
allen denen, die es nicht für sich günstig finden, eine gewisse
Prämie auf ihre Unverträglichkeit setzen. (Sehr wahr!
Heiterkeit.)

		Wir würden ferner uns die Rolle der Vermittelung in der
Konferenz, auf die ich den allerhöchsten Wert lege, fast unmöglich
machen, weil jeder mit dem Menu der deutschen Politik in der Hand
uns sagen könnte: So weit kann die deutsche Vermittelung gehen, das
kann sie tun, das kann sie nicht tun. Die freie Hand, welche
Deutschland sich erhalten hat, die Ungewißheit über Deutschlands
Entschließungen mögen nicht ganz ohne Mitwirkung in der bisherigen
Erhaltung des Friedens sein. Spielen Sie die deutsche Karte aus,
werfen Sie sie auf den Tisch – und jeder weiß, wie er sich danach
einzurichten oder sie zu umgehen hat. Es ist das nicht praktisch,
wenn man den Frieden vermitteln will. Die Vermittelung [bookmark: page24]des Friedens
denke ich mir nicht so, daß wir nun bei divergierenden Ansichten
den Schiedsrichter spielen und sagen: So soll es sein, und dahinter
steht die Macht des Deutschen Reiches (Sehr gut!), sondern ich
denke sie mir bescheidener, ja – ohne Vergleich im übrigen stehe
ich nicht an, Ihnen etwas aus dem gemeinen Leben zu zitieren – mehr
die eines ehrlichen Maklers, der das Geschäft wirklich zustande
bringen will. (Heiterkeit.)

		Wir sind in der Lage also, einer Macht, die geheime Wünsche hat,
die Verlegenheit zu ersparen, bei ihrem, ich will einmal
Kongreßgegner sagen, sich entweder einen Korb oder eine unangenehme
Antwort zu holen. Wenn wir mit beiden gleich befreundet sind,
können wir zuvor sondieren und dem anderen sagen: Tue das nicht,
versuche es so und so anzubringen. Das sind geschäftliche
Hilfsmittel, die sehr zu schätzen sind. Ich habe eine langjährige
Erfahrung in diesen Dingen und habe mich oft überzeugt: wenn man zu
zweien ist, fällt der Faden öfter, und aus falscher Scham nimmt man
ihn nicht wieder auf. Der Moment, wo man den Faden wieder aufnehmen
könnte, vergeht, und man trennt sich in Schweigen und ist
verstimmt. Ist aber ein Dritter da, so kann dieser ohne weiteres
den Faden wieder aufnehmen, ja, wenn getrennt, bringt er sie wieder
zusammen. Das ist die Rolle, die ich mir denke und die den
freundschaftlichen Verhältnissen entspricht, in denen wir in erster
Linie mit unseren befreundeten Grenznachbarn, Grenznachbarn auf
langgedehnten Grenzstrecken, überhaupt leben, und dann vermöge der
seit einem Lustrum bestehenden Einigkeit der drei Kaiserhöfe, die
aber auch dem vertrauten Verhältnis entspricht, in dem wir mit
einem anderen Hauptinteressenten, mit England, uns befinden. Wir
sind mit England in der glücklichen Lage, [bookmark: page25]keinen Streit der Interessen
zwischen uns zu haben, es seien denn Handelsrivalitäten und
vorübergehende Verstimmungen, die ja vorkommen, aber doch nichts,
was ernsthaft zwei arbeitsame, friedliebende Nationen in Krieg
bringen könnte, und ich schmeichle mir deshalb, daß wir auch
zwischen England und Rußland unter Umständen ebensogut
Vertrauensperson sein können, als ich sicher bin, daß wir es
zwischen Österreich und Rußland sind, wenn sie sich nicht von
selbst einigen können. (Bravo!)

		Das Dreikaiserverhältnis, wenn man es so nennen will, während
man es gewöhnlich Bündnis nennt, beruht überhaupt nicht auf
geschriebenen Verpflichtungen, und keiner der drei Kaiser ist
verpflichtet, sich von den anderen zwei Kaisern überstimmen zu
lassen. Es beruht auf der persönlichen Sympathie zwischen den drei
Monarchen, auf dem persönlichen Vertrauen, welches diese hohen
Herren zueinander haben, und auf dem auf langjährige persönliche
Beziehungen basierten Verhältnis der leitenden Minister in allen
drei Reichen. (Bravo!)

		Wir haben stets vermieden, wenn Meinungsverschiedenheiten
zwischen Österreich und Rußland waren, eine Majorität von zweien
gegen eines zu bilden, indem wir bestimmt für einen Partei nahmen,
auch wenn unsere Wünsche etwa in der Beziehung nach der einen Seite
mehr als nach der anderen uns hingezogen hätten. Wir haben uns
dessen enthalten, weil wir besorgten, daß das Band doch nicht stark
genug sein möchte, und gewiß kann es so stark nicht sein, daß es
eine dieser Großmächte veranlassen könnte, aus Gefälligkeit für
eine andere die eigenen unbestreitbaren staatlichen und nationalen
Interessen darüber hintanzustellen. Das ist ein Opfer, was keine
Großmacht pour les beaux yeux der
anderen [bookmark: page26]bringt. Sie tut es, wenn statt der Argumente
die Hindeutung auf die Machtverhältnisse eintritt. Da kann sie
unter Umständen sagen: Diese Konzession zu machen ist mir sehr
unangenehm, aber es ist mir noch unangenehmer, mit einer so großen
Macht wie Deutschland etwa darüber in Zwist zu geraten; indessen
werde ich mir dieses merken und in Rechnung stellen. Das ist etwa
die Art, wie dergleichen aufgefaßt wird, und ich komme nun auf die
Notwendigkeit, den übertriebenen Ansprüchen, die man an
Deutschlands Vermittelung stellt, hier ganz entschieden
entgegenzutreten und zu erklären, daß, solange ich die Ehre habe,
Ratgeber Sr. Majestät zu sein, nicht die Rede davon ist.

		Ich weiß, daß ich in dieser Beziehung sehr viele Erwartungen
täusche, die sich an die heutigen Eröffnungen anknüpfen; aber ich
bin der Meinung, daß wir den Napoleonischen Weg zu gehen hätten
(Sehr gut!), um, wenn nicht der Schiedsrichter, auch nur der
Schulmeister in Europa sein zu wollen. (Bravo!)

		Ich sehe z. B. in einem mir heute vorgelegten Preßausschnitt:
»Die Politik Deutschlands in der entscheidenden Stunde« ist der
Titel eines bemerkenswerten Artikels der »Allgemeinen Zeitung«,
welcher die Notwendigkeit einer Einmischung der dritten Macht im
Bunde mit Österreich und England verlangt. Wir sollen also Stellung
zwischen England und Österreich nehmen, um Rußland das Verdienst zu
nehmen, die Konzessionen, welche es etwa dem europäischen Frieden
machen kann, freiwillig zu machen. Ich zweifle nicht, daß Rußland
das, was nach seinem Nationalgefühl, nach seinem eigenen Interesse,
nach dem Interesse von achtzig Millionen Russen möglich ist, dem
europäischen Frieden zum Opfer bringt; ich halte an und für sich
für überflüssig, das zu [bookmark: page27]sagen, aber wenn wir es täten, so bitte ich
doch die Herren, welche auf dergleichen denken – ich habe noch
einen ähnlichen Artikel, »Deutschlands Schiedsrichterrolle« ist er
überschrieben, aus einem Berliner Blatt –, nehmen Sie an, wir
folgten diesen Ratschlägen und erklärten das Rußland in irgendeiner
höflichen und freundschaftlichen Weise: »Wir sind zwar seit hundert
Jahren Freunde gewesen, Rußland hat uns Farbe und Freundschaft
gehalten, während wir in schwierigen Verhältnissen waren; aber
jetzt liegt die Sache doch so: im europäischen Interesse, als
policemen von Europa, als eine Art
von Friedensrichter müssen wir dem Wunsche, diesen europäischen
Anforderungen nicht länger widerstehen« …

		Es gibt in Rußland erhebliche Parteien, die Deutschland nicht
lieben und glücklicherweise nicht am Ruder sind, die aber auch
nicht unglücklich sein würden, wenn sie ans Ruder kämen
(Heiterkeit), – wie würden die nun zu ihren Landsleuten sprechen,
vielleicht auch andere Leute, vielleicht auch noch andere
Staatsmänner, die jetzt noch nicht unsere ausgesprochenen
Feinde sind? Sie würden sagen: Mit welchen Opfern an Blut, Menschen
und Schätzen haben wir die Stellung erreicht, die seit
Jahrhunderten das Ideal des russischen Ehrgeizes war! Wir hätten
sie gegen diejenigen Gegner, die ein wirkliches Interesse hätten,
sie uns zu bestreiten, behaupten können; es ist nicht Österreich,
mit dem wir in mäßig intimen Verhältnissen lange Zeit gelebt haben,
es ist nicht England, welches ganz offen anerkannte Gegeninteressen
hat – nein, unser intimer Freund, von dem wir glaubten, wegen
früherer Dienste Gegendienste erwarten zu dürfen, Deutschland,
welches kein Interesse im Orient hat, hat hinter unserem
Rücken nicht den »Degen«, sondern den »Dolch« gezückt. So würde die
[bookmark: page28]Redensart
etwa lauten, das wäre das Thema, das wir dort hören würden, und
dieses Bild, das ich in übertriebener Farbe – aber die russische
Deklamation übertreibt auch – zeichnete und vor Augen führte,
entspricht der Wahrheit, und wir werden niemals die Verantwortung
übernehmen, eine sichere, seit Menschenaltern erprobte Freundschaft
einer großen, mächtigen Nachbarnation dem Kitzel, eine Richterrolle
in Europa zu spielen, aufzuopfern. (Bravo!)

		Die Freundschaft, die uns glücklicherweise mit mehreren
europäischen Staaten, ja mit allen wohl in diesem Augenblick
verbindet – denn es sind die Parteien nicht am Ruder, denen diese
Freundschaft ein Dorn im Auge ist (Hört!) –, diese Freundschaft
deshalb aufs Spiel zu setzen mit dem einen Freunde, um einem
anderen in Fragen, an welchen wir Deutsche ein direktes Interesse
nicht haben, gefällig zu sein, mit unserem eigenen Frieden den
Frieden anderer zu erkaufen, selbst gewissermaßen als Substitut auf
der Mensur, um mich eines Universitätsausdrucks zu bedienen
(Heiterkeit!), für den Freund einzutreten, – das kann ich wohl, wo
ich nichts als meine Person in die Schanze schlage, ich kann es
aber nicht, wenn ich die Politik eines großen, mitten in Europa
gelegenen Reiches von vierzig Millionen Sr. Majestät dem Kaiser
gegenüber zu beraten habe, und deshalb erlaube ich mir, hier auf
der Tribüne allen diesen Stimmen und Zumutungen eine offene Absage
zu erklären, daß ich mich darauf unter keinen Umständen einlassen
würde und daß keine Regierung, keine der am meisten interessierten,
uns eine Zumutung derart gestellt hat. Deutschland ist, wie der
Herr Vorredner bemerkte, durch seine Erstarkung auch zu neuen
Verpflichtungen herangewachsen. Aber wenn wir eine große Anzahl
Bewaffneter in die Wagschale der europäischen Politik [bookmark: page29]werfen können,
so halte ich doch niemanden dazu berechtigt, der Nation und dem
Kaiser, den Fürsten, die im Bundesrat zu beschließen haben, wenn
wir Angriffskriege führen wollten, den Rat zum Appell an die
erprobte Bereitwilligkeit der Nation zur Hingabe von Blut und
Vermögen für einen Krieg zu erteilen. Nur für den Schutz unserer
Unabhängigkeit nach außen, unserer Einigkeit unter uns und für
diejenigen Interessen, die so klar sind, daß, wenn wir für sie
eintreten, nicht bloß das einstimmige notwendige Votum des
Bundesrats, sondern auch die volle Überzeugung, die volle
Begeisterung der deutschen Nation uns trägt, – nur einen solchen
Krieg bin ich bereit, dem Kaiser anzuraten! (Lebhaftes Bravo!)
[bookmark: page30]

	
		
		2. März 1885.

		Ich kann nicht mit Sicherheit vorhersagen,
welche Aufnahme die Bewilligung eines Pauschquantums statt der
Einzelforderungen bei den verbündeten Regierungen finden wird; so
viel aber kann ich vorhersagen, daß ich meinerseits sie befürworten
würde. Ich halte den Zweck, den wir erstreben, für jetzt durch ein
Pauschquantum ebensogut erreicht, ja ich würde vielleicht in der
Lage gewesen sein, bei den verbündeten Regierungen sofort ein
Pauschquantum beantragt zu haben, wenn ich hätte glauben können,
daß in dieser Form Ihre Annahme der Sache wahrscheinlicher wäre als
in der detaillierten; ich fürchtete aber, daß, wenn wir ein
Pauschquantum gefordert haben würden, Sie dann von uns die
Detaillierung verlangt hatten (Heiterkeit), und ich habe sie nur
widerstrebend bis zu dem Maße, wie wir sie gegeben haben, gedruckt
gesehen. Wir können ja nicht mit voller Sicherheit voraussehen, ob
die Organisation, die wir Ihnen vorschlagen, nachdem wir ein Jahr
Zeit gehabt haben werden, über Land und Leute, über die Begrenzung
der Besitzungen, die von unseren Landsleuten erworben sind, über
die Haltung, welche die auswärtigen Regierungen zu unseren
Unternehmungen beobachten, Erfahrungen zu sammeln, teils durch den
Lauf der Ereignisse in diesem Jahr, teils durch die
Berichterstattung amtlicher, ad hoc
von uns abgesandter Persönlichkeiten, – ob die Organisation sich
bewähren werde; erst dann werden wir in der Lage sein, Ihnen mit
voller Überzeugung Detailvorschläge zu machen. Die, die wir bisher
gemacht haben, haben wir in fidem auf
das Urteil des Syndikats in Hamburg gemacht; wir haben das
vorgeschlagen, was das Syndikat für nötig hielt, prima facie. Ob unsere eigene Überzeugung übers
Jahr vollständig damit übereinstimmt, [bookmark: page31]kann ich nicht vorhersagen, und
insofern ist es meines Erachtens, ohne den verbündeten Regierungen
vorzugreifen, sogar nützlicher, ein Pauschquantum zu bewilligen,
als die einzelnen Details.

		Ich bedaure, daß bei dieser Gelegenheit in Form von Resolutionen
eine erhebliche Anzahl von Fragen gestellt wurde, die weder von mir
noch von sonst irgend jemand haben beantwortet werden können. Ich
glaube, daß kein lebender Mensch auf dieser Welt sie alle mit
voller Sicherheit und Richtigkeit beantworten kann; ich bin
wenigstens ganz sicher nicht in der Lage. Ich habe darauf
diejenigen Antworten gegeben, die sich aus den Akten schöpfen
lassen; den zukünftigen Entschließungen der verbündeten Regierungen
kann und will ich nicht vorgreifen, um so weniger, als es sich für
mich selbst doch um eine terra
incognita handelt, über die ich ganz sichere Vorschläge
nicht vertreten kann.

		Über diejenigen Rechtszustände, welche späterhin in diesen
Kolonien Platz greifen werden, habe ich mir bisher wenigstens eine
feste Ansicht nicht bilden können, eine Ansicht, die ich
entschlossen wäre zu vertreten. Ich weiß nicht, ob einer der Herren
in der Kommission, die die Fragen gestellt haben, in der Lage
gewesen wäre, darüber bestimmte Vorschläge zu machen. Wenn er es
ist, und wenn er sich dabei auf Erfahrung und Sachkunde stützt, so
würde ich ihm außerordentlich dankbar sein, wenn er seine mir
unbekannte Wissenschaft mitteilen wollte.

		Es ist dies vorsichtige Vorgehen in der Sache ja ganz natürlich
bei dem System, welches wir für die Kolonien überhaupt adoptiert
haben, welches ich im vorigen Jahre entwickelte und welches im
Prinzip damals Ihre Sanktion gefunden hat, nämlich dahingehend, daß
wir nicht vollständige Systeme [bookmark: page32]im Kopf und in der Theorie fertig machen und
zur Annahme und Durchführung zu bringen suchen, die etwa wie die
Minerva aus dem Haupte Jupiters vollständig lebensfähig und
erwachsen dastehen würden, sondern daß wir die Sache sich organisch
entwickeln, sich kristallisieren lassen. Wir haben nicht die
Prätension, die Kolonisationsbestrebungen des deutschen Volkes zu
führen nach einer bureaukratischen Vorschrift und nach einem
bestimmten System, über das wir selbst uns im klaren wären; sondern
wir haben die Absicht, ihnen zu folgen mit dem Schutze des Reiches
da, wo wir eine Wahrscheinlichkeit der Entwickelung und
Berechtigung auf diesen Schutz anerkennen. Daraus geht schon
hervor, daß wir selbst lernbedürftig in der Sache sind und nicht
alle Fragen beantworten können und konnten, die uns gestellt
wurden. Ich bitte Sie, das also nicht dem Mangel an gutem Willen,
sondern dem Mangel eigener Wissenschaft und eigenen Entschlusses
über die weitere Behandlung der Sache zuzuschreiben.

		Ich habe, als ich mich zuerst über unsere Kolonialabsichten
ausgesprochen habe, vor allem betont, daß eine Kolonialpolitik
überhaupt nur dann möglich ist, wenn sie von einer Mehrheit des
nationalen Willens mit Entschlossenheit und Überzeugung getragen
wird. Eine Regierung, die sich mühsam abquält, gegen eine starke
Minorität auch nur, oder gar gegen eine parlamentarische Majorität,
um künstlich Kolonien ins Leben zu rufen, würde eine Danaidenarbeit
verrichten, die ermüdend ist, die allenfalls ein neues Kapitel in
den Budgetdiskussionen und in den jährlichen Tadelsvoten, die der
Regierung ausgesprochen werden, liefern könnte, aber einen
praktischen Erfolg für unser deutsches wirtschaftliches Leben kaum
haben würde. (Sehr richtig! rechts.)

		Ich muß mich nun fragen, ob eine solche Stimmung im [bookmark: page33]deutschen Volke
überhaupt vorhanden ist. Ich habe den Eindruck gehabt, daß durch
das Volk selbst ein frischer Zug nach dieser Richtung ging; aber
ich habe nicht gefunden, daß er in der Majorität des Reichstags
Widerklang gefunden hätte. Wenn wir dahin kämen, daß der Reichstag
eine Kolonialpolitik, zu der die Regierung zögernd und vorsichtig
schreitet, seinerseits ihr empfiehlt, darauf dringt, sie mahnt, –
ja dann wäre unsere Situation eine ganz andere. Statt dessen sind
wir – und damit will ich keinen Vorwurf machen, Sie wissen ja,
warum Sie es tun – in diesen kolonialen Fragen im ganzen doch nur
einer zögernden, dilatorischen Behandlung begegnet. Die Majorität
in der Kommission hat durch ihre Fragen, die wir wenigstens nicht
beantworten konnten, durch die ganze Behandlung der Sache in ihren
Sitzungen, und auch die Beschlüsse des Plenums haben uns nicht den
Eindruck gemacht, als ob in der Majorität des Reichstags ein
Enthusiasmus für die koloniale Entwickelung des deutschen Volkes
vorhanden wäre. Ich verlange keine »Schützenfeststimmung«, wie das
hier geringschätzig bezeichnet worden ist; aber eine gewisse tiefe
Überzeugung, die entschlossen ist, die Regierung zu tragen und zu
stützen, allen Ansprüchen und Schwierigkeiten gegenüber, die ihr
vom Auslande auf diesem Wege entgegentreten, – die müssen wir
haben, meine Herren. Wenn das nicht der Fall ist, wenn die
Unterstützung übers Jahr ebenso matt, ebenso lau ist, dann, glaube
ich, muß ich den verbündeten Regierungen raten, auch diesen Versuch
als einen verfehlten zu behandeln, ihn – wie ich mich schon früher
ausdrückte – zu den Akten »Samoa« zu legen und abzuwarten, ob
vielleicht ein Nachfolger von mir diesen dritten Teil der
sibyllinischen Bücher wiederum der deutschen Nation anzubieten
imstande sein werde. Ich würde nicht [bookmark: page34]dazu raten, einen unfruchtbaren Weg
einzuschlagen, auf dem der passive Widerstand und die Obstruktion,
die dilatorische Behandlung die Kräfte, die anderweit notwendig
sind, ermüdet, und ihn gegen den Willen der Majorität weiter zu
verfolgen. In einem solchen Falle würden die verbündeten
Regierungen die Verpflichtung haben, sich zu überzeugen, ob die
Stimmung des Volkes bei den Neuwahlen (Aha!) die Zurückhaltung, die
die jetzige Reichstagsmajorität den kolonialen Bestrebungen
gegenüber äußert, teilt – nun, dann ist das Urteil über unsere
kolonialen Bestrebungen wiederum gesprochen –, oder ob das deutsche
Volk es anders will, ob die Mehrheit unserer Landsleute von dem,
was ich einen frischen Zug nannte, sich berührt und getragen fühlt.
Ja, meine Herren, da muß es dieser Stimmung durch die Wahlen
Ausdruck geben und die Regierungen in die Lage bringen, daß sie,
wenn dieser Stimmung nicht entsprechend hier votiert wird,
wiederholentlich an die Stimmung der Wähler, an das Votum der
Wähler appellieren. (Bewegung.)

		Ich betrachte diese Frage nicht als abgeschlossen und bin weit
entfernt, sie zu beantworten; ich spreche bloß von dem, was ich mit
völlig kaltem Blute für die Pflicht der verbündeten Regierungen
halte, nämlich die Kolonialpolitik fortzusetzen, solange sie
Hoffnung haben, von der Mehrheit des deutschen Volkes dabei
getragen zu werden, sie fallen zu lassen dann, wenn sie diese
Hoffnung aufgeben müssen, und nicht unfruchtbaren Utopien im Kampfe
mit der Mehrheit des Reichstags dauernd nachzugehen.

		Ich habe mehrfach darauf hingewiesen, daß auch die Stellung, die
das Ausland zu unseren kolonialen Verhältnissen einnimmt, maßgebend
ist. Ich darf wohl annehmen, daß die eine andere wäre, wenn der
deutsche Reichstag einheitlich und [bookmark: page35]mit einem gewissen Enthusiasmus den
kolonialen Bestrebungen der verbündeten Regierungen zur Seite
stände, und daß das Ausland – man untersucht ja die Verhältnisse,
wie die Majorität entsteht, in einem fremden Lande nicht so genau –
eine Ermutigung, den deutschen kolonialen Bestrebungen fest
gegenüberzutreten, daraus schöpft, daß man in allen Zeitungen lesen
kann, den ausländischen wie den inländischen, daß die Mehrheit des
Reichstags bisher nicht davon überzeugt ist, daß es für das
deutsche Volk nützlich sei, Kolonialpolitik zu treiben. Wenn Sie
heutzutage die englischen Blätter lesen, so finden Sie das mit
derselben Motivierung wie in unseren deutschen Oppositionsblättern,
mit einer so übereinstimmenden Motivierung entwickelt, daß man
versucht ist, an einen direkten Zusammenhang (Hört! Hört! rechts)
und an die Internationalität der Oppositionspresse gegenüber der
deutschen Reichsregierung im allgemeinen zu glauben. Es finden sich
die gleichen Artikel ziemlich gleichzeitig wieder in der »Times«
und in Blättern, die zu dem Cobdenschen System gehören; die machen
gegen mich, den unglücklichen Repräsentanten der deutschen
nationalen Politik, mit einer Übereinstimmung Front, die ich für
positive Zwecke der gesamten Nation wohl wünschen möchte. Sicher
ist, daß die Tonart in der Korrespondenz, die von englischer Seite
mit uns geführt ist, unter dem Eindrucke dieser
Parlamentsverhandlungen während derselben – ob post hoc oder propter
hoc, lasse ich unentschieden – eine schärfere und
unfreundlichere geworden ist. Man hat dazu gegriffen, Aktenstücke,
wie zum Beispiel ein Schreiben eines australischen Königs an Se.
Majestät unseren Kaiser, in englischen amtlichen Sammlungen früher
zu drucken, als Se. Majestät der Kaiser es erhalten hatte. Wie es
in englische Hände geraten [bookmark: page36]ist und in die amtlichen Sammlungen, weiß ich
nicht. Es sind Aktenstücke ziemlich vertraulicher und ziemlich
einschneidender Natur, die an uns gerichtet waren, in England
amtlich gedruckt worden, ehe wir sie erhalten hatten. Es sind
vertrauliche Besprechungen, die ich hier mit den Vertretern
Englands gehabt habe – Besprechungen der vertraulichsten Natur, die
sich auf sehr langjährige persönliche Bekanntschaften gründeten,
die aber natürlich zur Meldung berechnet waren –, in amtlichen
Aktenstücken resümiert und zum Druck bestimmt worden. Das alles
sind Zeichen einer Verstimmung, die ich nicht für eine berechtigte
halte und die ich nur lebhaft bedauern kann. Auch hier spitzt sich
diese Verstimmung leider gegen meine Person zu, in dem Maße, daß
bei den jüngsten Verhandlungen des englischen Parlaments Lord
Granville sich in einer Weise geäußert hat, als ob unsere durch
mich vertretenen Ansprüche so weit gingen, daß sie England nötigten
– ich muß den englischen Text zitieren –, » to abdicate all liberty of action in colonial
matters«, daß England also in jeder Freiheit der Bewegung
auf kolonialem Gebiet durchaus beeinträchtigt würde. Die Tragweite
dieser Redewendung geht über das bescheidene Maß unserer
Kolonialpolitik weit hinaus.

		Es wird damit unsere Haltung auf anderen politischen, aber auch
afrikanischen Gebieten in Verbindung gebracht und vorausgesetzt,
daß ich persönlich eine » unfavourable
view«, eine ungünstige Meinung über die ägyptische Politik
Englands hätte, und als Motiv dieser ungünstigen Meinung wird bei
mir eine persönliche Empfindlichkeit darüber angenommen, daß von
englischer Seite ein Rat, den ich früher bezüglich Ägyptens gegeben
hätte, nicht befolgt worden sei. Ich bedaure, daß mein englischer
Kollege mich in die Lage bringt, [bookmark: page37]seiner Kundgebung widersprechen zu
müssen. Ich habe ihm gegenüber nie die englische Politik bezüglich
Ägyptens getadelt. Ich erlaube mir überhaupt über fremde Politik
nicht leicht ein Urteil, und am allerwenigsten habe ich das getan
wegen einer Nichtbefolgung eines Rates von mir. Ich habe aber auch
den Rat, der hier, als von mir stammend, angeführt ist, niemals
gegeben. Lord Granville befindet sich im Irrtum, wenn er annimmt,
daß mein Rat in bezug auf Ägypten dahin gelautet habe, »
to take it«, Ägypten zu nehmen. Das
ist ein Irrtum (Hört! Hört!), auf dessen Berichtigung ich halte und
der mich nötigt, meinerseits in der Offenlegung vertraulicher
Verhandlungen weiter zu gehen, als es sonst in meiner Gewohnheit
liegt.

		Ich darf als bekannt voraussetzen, daß der diplomatische Verkehr
von englischer Seite neuerdings vorwiegend und fast ausschließlich
in der Form schriftlicher Noten betrieben wird, also in der Gestalt
von Noten, die in London redigiert werden, deren Text hierher
geschickt wird, von dem hiesigen englischen Botschafter
unterschrieben und mir dann der Form nach vorgelesen, eingehändigt
oder in Abschrift belassen wird, je nachdem der Inhalt der Note
ist. Aber im ganzen ist es eine Korrespondenz, der ähnlich, wie
eine Privatkorrespondenz vom Schreiber zum Empfänger direkt
schriftlich geht, fertig abgeschlossen, ohne Möglichkeit, etwas zu
ändern auf Grund des Eindrucks, den sie etwa macht, und bei der der
Botschafter nur die Rolle des Überbringers hat. Jeder andere Beamte
würde das auch tun können; ja die Post würde die Note mit derselben
Sicherheit besorgen wie die Botschaft, wie die Diplomatie. Wenn
dieses System das zweckmäßige ist, dann ist unsere ganze
kostspielige Diplomatie überflüssig (Hört! Hört! Heiterkeit
rechts), dann kann der Weltpostverein, [bookmark: page38]mein Herr Kollege Stephan, den
sämtlichen diplomatischen Verkehr in seine Hand nehmen. (Heiterkeit
rechts.)

		Ich habe aber oft gefunden, daß es für das Verständnis unter
Kabinetten nützlich ist, wenn man Geschäfte machen will, zunächst
dem eigenen Vertreter den Auftrag zu geben, mündlich zu sondieren,
welches die Aufnahme einer Eröffnung sein wird; ist sie ungünstig,
kann man unter Umständen die Sache fallen lassen, modifizieren
oder, wenn man glaubt, es muß sein, sagen: Wir werden es doch tun
in irgendeiner Form, ihr müßt euch dazu stellen in irgendeiner
Weise. Auf die Art bereitet man auf die Sache vor, und man kommt
ohne Schwierigkeit über eine Sache hinüber, die, wenn man sie
fertig, schriftlich einer fremden Regierung mit der Post zuschickt,
für dieselbe empfindliche Dornen haben kann, auf die man beim
Schreiben gar nicht gerechnet hat. Es gehört schon eine
ungewöhnlich genaue Kenntnis des fremden Hofes, der Leitung der
fremden Politik dazu, wie sie die meisten Staaten wohl nicht haben,
um mit Sicherheit die Wirkung einer geschriebenen Mitteilung vorher
zu berechnen. Der Botschafter an Ort und Stelle ist eher in der
Lage, anzufühlen und vorzubereiten.

		Ich halte also den mündlichen Verkehr für zweckmäßig; von
englischer Seite wird der schriftliche vorgezogen. Wir haben seit
dem vorigen Sommer an Noten – ich habe die Ziffer feststellen
lassen, weil es mir auffiel, daß es so sehr viele waren; ich muß
jede solche Note beantworten, und ich überwache die Redaktion
selbst und prüfe sie; es hat mir viel Arbeit gemacht – wir haben
seit dem vorigen Sommer einhundert und – ich glaube achtundzwanzig
schriftliche Noten vom englischen Kabinett bekommen, die zusammen
zwischen sieben bis achthundert Seiten lang (Hört! Hört! rechts)
und zu [bookmark: page39]beantworten waren. So viel haben wir von
allen übrigen Regierungen in den dreiundzwanzig Jahren, daß ich
Auswärtiger Minister bin, nicht bekommen. (Heiterkeit.) Jede Nation
und jede Regierung hat ja das Recht, die Geschäfte zu betreiben,
wie sie es nützlich hält, und es ist ja gewiß, daß eine Auswärtige
Politik, wenn sie in gedruckten und veröffentlichten Noten
betrieben wird, unter Umständen auf das eigene Parlament einen
tieferen, günstigeren Eindruck machen kann als der mündliche,
unbekannt bleibende Verkehr durch Diplomaten; aber man läuft dann
unwillkürlich Gefahr, einigermaßen auch für den Eindruck im
Parlament und nicht ausschließlich für den Eindruck auf die
fremde Regierung und für den Frieden, das gute Einvernehmen mit ihr
zu schreiben.

		Die Anspielungen, die in verschiedenen von England
veröffentlichten – und zum Teil zu meiner Überraschung
veröffentlichten – Aktenstücken enthalten sind, auf frühere
Verhandlungen über Ägypten, und die in der jüngsten Rede des Grafen
Granville vorhanden sind, werden sich richtig stellen durch das,
was ich zu sagen im Begriff bin.

		Ich habe niemals einen Rat über die Behandlung Ägyptens an die
englische Regierung erteilt. Wohl aber bin ich um solchen befragt
worden zu verschiedenen Malen sowohl von meinem verstorbenen
persönlichen und politischen Freund Lord Ampthill hier im Auftrage
seiner Regierung als auch durch Vermittelung unserer in England
anwesenden Organe und mündliche Aufträge, die denen zur Bestellung
an mich gegeben worden sind, und in allen Fällen lautete die
Anfrage an mich dahin, ob ich bereit wäre, der englischen Regierung
einen Rat oder einen Wink – » an advise or a
hint« – zu geben über das, was sie augenblicklich in Ägypten
tun möchte [bookmark: page40]und was bei uns Billigung finden würde. (Sehr
gut! rechts. Heiterkeit.)

		Darauf habe ich jedesmal – und einige Male bin ich sogar in der
Lage, darüber die schriftlichen Aufzeichnungen der Organe zu
besitzen, die ich mit der Beantwortung beauftragt habe – die
Antwort in dem Sinne gegeben, wie in dem Schriftstück aus dem
September 1882, welches ich hier mitgebracht habe: daß ich mich in
meiner Eigenschaft als Auswärtiger Minister des Deutschen Reiches
enthalten müsse, der englischen Politik einen Rat zu geben, weil
ein solcher Rat, in der amtlichen Eigenschaft erteilt, doch eine
gewisse Verantwortlichkeit anderen Kabinetten gegenüber und auch
für die Folgen, die er haben kann, mit sich brächte. Ich müßte es
also ablehnen, ihn zu erteilen.

		Ich bin dann weiter gefragt worden, ob ich denn nicht eine
Meinung äußern wollte über das, was geschehen könne. Ich habe
darauf gesagt: ich könne mich in den Fall hineindenken, daß ich
englischer Minister wäre, und als Dilettant in der englischen
Politik und als ein Liebhaber, vielleicht auch Kenner der Sache,
hätte ich meine Ansichten, und wenn ich englischer Minister wäre,
so würde ich in diesem Augenblicke nicht dazu raten, Ägypten
zu annektieren, wohl aber sähe ich ein, daß es für England ein
Bedürfnis wäre, eine gewisse sichere Stellung in diesem Bindeglied
seines europäischen und seines asiatischen Etablissements zu haben.
Es könnte aber diese Stellung meines Erachtens, ohne mit den
Verträgen in Kollision zu kommen, nur durch den Sultan gewinnen.
Ich würde daher, wenn ich englischer Minister wäre, die
Vermittelung des Sultans suchen, um durch ihn in Ägypten eine
Stellung zu erlangen, vermöge deren die englischen Interessen
sichergestellt würden. Ich wäre auch der Meinung, [bookmark: page41]daß diese Form bei anderen
Nationen kaum Anstoß erregen würde, einmal wegen ihrer
Verträglichkeit mit den Verträgen, dann aber auch, weil sie den
Hauptinteressenten an den ägyptischen Finanzen, den französischen
sowohl wie den englischen bondholders
und auch denen der übrigen Nationen, mit Wahrscheinlichkeit eine
sichere, geschickte und geordnete Verwaltung Ägyptens durch die
englischen Organe voraussehen ließe. Damit würden, beispielsweise
bei der Bedeutung, die die finanziellen Interessen in Frankreich
hätten, wahrscheinlich keine französischen Rivalitäten und
Unzufriedenheiten provoziert werden. Wenn dagegen England eine
direkte Annexion Ägyptens vornehmen wollte, so könne sich
ein Verhältnis von ziemlicher Spannung mit mehreren europäischen
Mächten bilden, die auch Interessen dort hätten, namentlich aber
mit dem Sultan und zu dem gesamten Mohamedanismus. Diese Spannung
würde fortfallen, wenn sie dort unter der Firma des Sultans
erschienen, und ich gebrauchte noch den Ausdruck – vielleicht wird
mein englischer Herr Kollege sich dessen erinnern –, ich gebrauchte
in englischer Sprache den Ausdruck eines » lease-holder« des Sultans in Ägypten. Damit
würden sie vermeiden, Frankreich und andere zu verstimmen, und uns
sei der gute Vertrag zwischen England und Frankreich dringend
wünschenswert, denn ein Bruch zwischen diesen beiden großen Mächten
in der Mitte Europas sei eine Kalamität für ganz Europa, in erster
Linie aber für uns Deutsche als die nächsten Nachbarn, und ich
legte deshalb einen großen Wert darauf, daß England mit Frankreich
in guten Beziehungen bliebe. Dies wäre der Weg, auf dem ich, wenn
ich englischer Minister wäre, versuchen würde, to obtain influence in Egypt. Ich habe dem
hinzugefügt: Wenn England vorziehen sollte, Ägypten zu annektieren,
[bookmark: page42]so würden wir
es nicht als unsere Aufgabe betrachten, dies zu verhindern.
Die Freundschaft mit England wäre für uns wichtiger – ich kann nur
langsam lesen, weil ich übersetze –, wäre für uns wichtiger als das
zukünftige Schicksal von Ägypten. Ich sei nicht willens, ihnen
einen Rat zu geben, aber ich sähe voraus, daß durch eine Annexion
Ägyptens England sich Schwierigkeiten bereiten würde, welche es
vermeiden könne, ohne auf den Zweck gesicherter Verbindung zu
verzichten, wenn England sich damit begnügen wolle, unter
türkischer Souveränität seinen Einfluß in Ägypten auszuüben.

		Dann folgt eben die schon erwähnte Betrachtung, daß die großen
französischen Finanziers damit zufrieden sein würden in der
Hoffnung, daß ihre geschäftlichen Interessen durch die englische
Verwaltung ebensogut gewahrt werden würden als früher durch die
gemeinsame Leitung und daß bei dem augenblicklichen Vorwiegen der
finanziellen Interessen die öffentliche Meinung in Frankreich
vielleicht sogar die Annexion Ägyptens ertragen würde, daß aber in
dem Falle immer doch some ill-feeling and
uneasiness, eine üble Empfindung und – es ist schwer zu
übersetzen – und Mißstimmung zurückbleiben werde, welche die
Beziehungen dieser beiden Länder verbittern und Gefahren für den
zukünftigen Frieden mit sich bringen könnte. Ich habe also nicht
geraten, » to take it«, sondern von
der Annexion so dringend abgeraten, wie in meiner unbeteiligten
Stellung tunlich war. Ich habe dann noch hinzugefügt: Die
Erledigung dieser Frage liegt ja ohne Zweifel der englischen
Regierung ob, und ich meine ihr dieselbe ausschließlich zu
überlassen; aber wie auch der Entschluß Englands ausfallen möge,
wir werden ihm nicht im Wege stehen, wir empfehlen nur die Vorsicht
und die Achtung vor den Verträgen und vor den Rechten des Sultans.
[bookmark: page43]

		Nun, ich bin gegen meinen Willen genötigt gewesen, diese
Aufklärung zu geben, um den Insinuationen endlich einmal bestimmt
zu widersprechen, die oft dahin gemacht worden sind, als hätte ich
mir seit Jahren angelegen sein lassen, die englische Regierung
durch lockende Versprechungen von fremdem Besitztum von dem Pfad
der Tugend abzulocken (Heiterkeit) und dadurch in Europa Verwirrung
anzurichten. Das ist vollständig unrichtig. Ich habe mich im
Vertrauen und nur auf ausdrückliches Befragen nach meinem
Rat darüber geäußert, was ich tun würde, wenn ich augenblicklich
englischer Minister wäre. Ich habe das widerstrebend und auf
wiederholtes Verlangen getan; aber ich habe es schließlich getan in
der Überzeugung, daß ich auch auf diesem Wege dem Ziele, welchem
ich nachstrebe, der Erhaltung des Friedens in Europa und unter
seinen großen Mächten, nützlich sein könnte (Bravo!), wenn ich der
englischen Regierung Ratschläge der Mäßigung gäbe. Wären sie
befolgt worden, so wäre manche Verwickelung seitdem vielleicht
nicht eingetreten. (Bravo!)

		Es ist dies eine Episode, die mit dem Gegenstand, der das Haus
beschäftigt, nur äußerlich zusammenhängt und von der ich hoffe, daß
sie mit der Verstimmung, die sich in England daran knüpft, bald
vorübergehen werde. Ich suche den Grund dieser Verstimmung in der
Erfahrung, daß man, wenn man überhaupt übler Laune ist, den Grund
der Ereignisse, über die man verdrießlich ist, immer lieber bei
anderen als bei sich selbst sucht. (Sehr richtig!) Aber ich werde
tun, was in meinen Kräften steht, um sine
ira et studio in der versöhnlichsten Weise die Sache wieder
in das Geleise des ruhigen und freundschaftlichen Verkehrs zu
bringen, der zwischen uns und England jederzeit bestanden hat und
der natürlichste ist, weil keiner von beiden vitale Interessen hat,
die einander [bookmark: page44]widersprächen. Denn ich kann es doch nur für
einen Irrtum in der Schätzung halten, wenn England uns unsere
bescheidenen Kolonialversuche mißgönnt. Wenn man auch geneigt ist,
auf die Stimmung jedes einzelnen Kolonialreeders und Kaufmanns
englischer Nation Rücksicht zu nehmen, so kann ich doch nicht
glauben, daß man die Art, unserer Kolonialpolitik entgegenzuwirken,
wie sie sich in Kamerun sowohl wie in Australien, in Neuguinea, in
Fidji und an anderen Orten gezeigt hat –, beibehalten werde, ohne
Rücksicht auf die Stimmung zu nehmen, in welche die deutsche Nation
dadurch versetzt wird. Bei den fremden Nationen machen die Vorgänge
in Deutschland ja sehr leicht den Eindruck, daß bei uns zwar unter
Umständen, wie 1870, wie 1813, die geharnischten Männer aus der
Erde wachsen wie aus der Saat der Drachenzähne in der griechischen
Mythe in Kolchis, aber daß sich dann auch stets irgendein
Zaubersteinchen der Medea findet, welches man zwischen sie werfen
kann, worauf sie über einander herfallen und sich so raufen, daß
der fremde Jason ganz ruhig dabei stehen kann und zusehen, wie die
deutschen gewappneten Recken sich untereinander bekämpfen. Es liegt
eine eigentümliche prophetische Voraussicht in unserem alten
nationalen Mythus, daß sich, sooft es den Deutschen gut geht, wenn
ein deutscher Völkerfrühling wieder, wie der verstorbene Kollege
Völk sich ausdrückte, anbricht, daß dann auch stets der Loki nicht
fehlt, der seinen Hödur findet, einen blöden, dämlichen Menschen,
den er mit Geschick veranlaßt, den deutschen Völkerfrühling zu
erschlagen respektive niederzustimmen. (Lebhaftes Bravo.) [bookmark: page45]

	
		
		6. Februar 1888.

		Wenn ich heute das Wort ergreife, so ist es
nicht, um die Vorlage, die der Herr Präsident eben erwähnte, Ihrer
Annahme zu empfehlen; ich bin nicht in Sorge darüber, daß sie
angenommen werden wird, und ich glaube nicht, daß ich irgend etwas
dazu beitragen könnte, die Mehrheit, mit der sie angenommen wird
und auf die allerdings im Inlande wie im Auslande ein hoher Wert zu
legen ist, zu steigern. Die Herren werden in allen Fraktionen
darüber ihren Sinn festgestellt haben, wie sie stimmen werden, und
ich habe das volle Vertrauen zum deutschen Reichstag, daß er diese
Steigerung unserer Wehrkraft zu einer Höhe, auf die wir im Jahre
1867 bis 1882 allmählich verzichtet haben, daß er die uns
wiedergeben wird, nicht in Ansehung der augenblicklichen Lage, in
der wir uns befinden, nicht in Ansehung der Befürchtungen, die
heutzutage die Börse und die öffentliche Meinung bewegen können,
sondern in voraussichtsvoller Beurteilung der Gesamtlage Europas.
Ich werde deshalb, wenn ich das Wort ergreife, mehr über die
letztere zu reden haben als über die Vorlage.

		Ich tue es nicht gern, denn in dieser Sache kann ein Wort,
welches ungeschickt gesprochen wird, viel verderben, und viele
Worte können nicht viel nutzen, lediglich die Aufklärung der
eigenen Landsleute und auch des Auslandes über die Situation
fördern, die ja ohnehin sich finden wird. Ich tue es ungern; aber
ich fürchte, daß, wenn ich schweigen würde, dann nach den
Erwartungen, welche sich an die heutige Debatte geknüpft haben, die
Beunruhigung in der öffentlichen Meinung, die nervöse Stimmung in
unserer und der fremden Bevölkerung sich eher steigern als mindern
würde. Man würde glauben, daß die Sache so schwierig und so
kritisch [bookmark: page46]ist, daß ein Auswärtiger Minister gar nicht
wagte, die Situation zu berühren. Ich spreche deshalb, aber ich
kann sagen, mit Widerstreben.

		Ich könnte mich darauf beschränken, auf die Äußerungen zu
verweisen, die ich von dieser selben Stelle vor etwas mehr als Jahr
und Tag getan habe. Es hat sich seitdem in der Situation wenig
geändert. Mir ist heute ein Zeitungsausschnitt zugegangen, eine
Zusammenstellung in der »Freisinnigen Zeitung«, einem Blatte,
welches, glaube ich, meinem politischen Freunde, dem Abg. Richter,
näher steht als mir (Heiterkeit); derselbe könnte einen passenden
Anknüpfungsgegenstand bilden, um daran die weitere Lage zu
entwickeln. Ich kann nur ganz allgemein darauf Bezug nehmen, auf
die Hauptpunkte, die da angeführt sind, mit der Erklärung, daß,
wenn die Lage seitdem geändert ist, sie eher zum Guten als zum
Schlimmen geändert ist.

		Wir hatten Sorgen damals hauptsächlich vor einem Anstoß zum
Kriege, der uns von Frankreich her kommen konnte. Seitdem ist in
Frankreich ein friedliebender Präsident von der Regierung
abgetreten, ein friedliebender ist ihm gefolgt. Das ist schon ein
günstiges Symptom, daß die französische Regierung bei der
Anstellung eines neuen Staatsoberhauptes nicht in die Pandorabüchse
gegriffen hat, sondern daß wir darauf rechnen können, daß die
friedliche Politik, als deren Vertreter der Präsident Grévy galt,
von dem Präsidenten Carnot fortgesetzt werden wird. Wir haben
außerdem in dem französischen Ministerium Änderungen, deren
beruhigende Bedeutung noch stärker ist als die des
Präsidentenwechsels, der mit anderen Gründen zusammenhängt. Solche
Mitglieder des Ministeriums, die geneigt sein könnten, den Frieden
ihres Landes und den Frieden Europas ihren persönlichen Plänen
[bookmark: page47]unterzuordnen, sind ausgeschieden, und
andere, denen gegenüber wir diese Befürchtung nicht haben, sind
eingetreten. Ich glaube also konstatieren zu können – und tue es
gern, weil ich wünsche, die öffentliche Meinung nicht aufzuregen,
sondern zu beruhigen –, daß die Aspekten nach Frankreich hin
friedlicher, viel weniger explosiv aussehen als vor einem
Jahre.

		Die Befürchtungen, die im Laufe dieses Jahres aufgetaucht sind,
haben sich auch viel mehr an Rußland geknüpft als an Frankreich,
oder, ich kann sagen, an den Austausch von gegenseitigen
Aufregungen, Drohungen, Beschimpfungen und Herausforderungen,
welche zwischen der russischen Presse und der französischen Presse
im Laufe des Sommers stattgefunden haben.

		Ich glaube aber auch, daß in Rußland die Sache nicht anders
liegt, als sie im vorigen Jahre lag. Die »Freisinnige Zeitung« hat
mit besonders fettem Druck hervorgehoben, daß ich im vorigen Jahre
gesagt habe: »Unsere Freundschaft mit Rußland hat in der Zeit
unserer Kriege gar keine Unterbrechung erlitten und ist auch heute
über jeden Zweifel erhaben. Wir erwarten von Rußland durchaus weder
einen Angriff noch eine feindselige Politik.« Daß dies durch fetten
Druck hervorgehoben ist, ist vielleicht in der Absicht geschehen,
mir die Anknüpfung daran zu erleichtern (Heiterkeit), vielleicht
auch in der Hoffnung, daß ich inzwischen anderer Meinung geworden
sein könnte und heute überzeugt wäre, ich hätte mich in diesem
Vertrauen zur russischen Politik vor einem Jahr geirrt. Das ist
nicht der Fall. Die Gründe, die dazu hätten Anlaß geben können,
liegen teils in der russischen Presse, teils in den russischen
Truppenaufstellungen.

		Was die Presse anbelangt, so kann ich der ein entscheidendes
[bookmark: page48]Gewicht
an sich nicht beilegen. Man sagt, in Rußland habe sie mehr zu
bedeuten als in Frankreich. Ich bin gerade umgekehrt der Meinung:
in Frankreich ist die Presse eine Macht, die auf die
Entschließungen der Regierung einwirkt; in Rußland ist sie das
nicht und kann das nicht sein; in beiden Fällen aber ist die Presse
für mich Druckerschwärze auf Papier, gegen die wir keinen Krieg
führen. Es kann für uns darin eine Herausforderung nicht liegen.
Hinter jedem Artikel in der Presse steht doch nur ein einzelner
Mensch, der die Feder geführt hat, um diesen Artikel in die Welt zu
schicken; – auch in einem russischen Blatt – nehmen wir an, es ist
ein unabhängiges russisches Blatt –, das mit den französischen
geheimen Fonds in Beziehungen steht, ist das vollständig
gleichgültig. Die Feder, die einen deutschfeindlichen Artikel darin
schreibt, hat an sich niemand hinter sich als den, der sie in der
Hand führt, den einzelnen Menschen, der in seinem Arbeitskabinett
diese Elukubration zustande bringt, und den Protektor, den ein
russisches Blatt zu haben pflegt, das heißt den mehr oder weniger
in die Parteipolitik verrannten höheren Beamten, der diesem
russischen Blatt gerade seine Protektion widmet; – beide wiegen
federleicht gegen die Autorität Sr. Majestät des Kaisers von
Rußland.

		In Rußland hat die Presse nicht denselben Einfluß wie in
Frankreich auf die öffentliche Meinung; es ist höchstens der
Barometer dafür, was nach Lage der russischen Preßgesetze
zugelassen wird, aber ohne die russische Regierung und Se. Majestät
den Kaiser von Rußland irgendwie zu engagieren. Gegenüber den
Stimmen der russischen Presse habe ich das unmittelbare Zeugnis des
Kaisers Alexander selbst, nachdem ich seit mehreren Jahren vor
einigen Monaten wieder die Ehre gehabt habe, von dem Zaren in
Audienz empfangen zu [bookmark: page49]werden. Ich habe mich auch da wiederum
überzeugt, daß der Kaiser von Rußland keine kriegerischen Tendenzen
gegen uns hegt, keine Absicht hat, uns anzugreifen, überhaupt
Angriffskriege zu führen. Der russischen Presse glaube ich nicht;
den Worten des Kaisers Alexander glaube ich und vertraue ich
absolut. Wenn beide mir gegenüber auf der Wage liegen, so schnellt
das Zeugnis der russischen Presse mit ihrem Haß gegen Deutschland
federleicht in die Höhe, und das Zeugnis des Kaisers Alexander
persönlich hat das durchschlagende Gewicht für mich. Ich sage also:
die Presse veranlaßt mich nicht, unsere Beziehungen zu Rußland
heute schlechter aufzufassen als vor einem Jahre.

		Ich komme zu der anderen Frage, der Frage der
Truppenaufstellungen. Sie haben früher in ausgedehntem Maße
stattgefunden, sie sind in der jetzigen bedrohlich erscheinenden
Form namentlich seit 1879, nach Beendigung des türkischen Krieges,
aufgetreten. Es hat ja sehr leicht den Anschein, als ob die
Anhäufung russischer Truppen, die in der Nähe der deutschen und der
österreichischen Grenzen stattfindet, in Gegenden, wo ihre
Unterhaltung teurer und schwieriger ist als im Innern des Landes,
nur von der Absicht eingegeben werden könnte, eines der
Nachbarländer sans dire: gare! – mir
fehlt gerade der deutsche Ausdruck – unvorbereitet zu überfallen
und anzugreifen. Nun, das glaube ich nicht. Einmal liegt es nicht
im Charakter des russischen Monarchen und stände mit seinen
Äußerungen in Widerspruch, und dann würde der Zweck davon ganz
außerordentlich schwer verständlich sein. Rußland kann keine
Absicht haben, preußische Landesteile zu erobern; ich glaube auch
nicht, österreichische. Ich glaube, daß Rußland reichlich so viel
polnische Untertanen besitzt, wie es zu haben wünscht, und daß es
keine Neigung [bookmark: page50]hat, die Zahl derselben zu vermehren.
(Heiterkeit.) Etwas anderes von Österreich zu annektieren, wäre
noch schwieriger. Es liegt gar kein Grund vor, kein Vorwand, der
einen europäischen Monarchen veranlassen könnte, nun ganz plötzlich
über seine Nachbarn herzufallen. Und ich gehe so weit in meinem
Vertrauen, daß ich überzeugt bin, selbst dann, wenn wir durch
irgendeine explosive Erscheinung in Frankreich, die niemand vorher
berechnen kann und die von der heutigen Regierung in Frankreich
sicher nicht beabsichtigt wird – wenn wir uns durch deren Eintreten
in einen französischen Krieg verwickelt fänden, daß daraus der
russische nicht unmittelbar folgen würde; umgekehrt, würden wir in
einen russischen Krieg verwickelt, so würde der französische ganz
sicher sein; keine französische Regierung würde stark genug sein,
ihn zu hindern, auch wenn sie den guten Willen dazu hätte. Aber
Rußland gegenüber erkläre ich noch heute, daß ich keines Überfalls
gewärtig bin, und nehme von dem, was ich im vorigen Jahre gesagt
habe, nichts zurück.

		Sie werden fragen: Wozu denn die russischen Truppenaufstellungen
in dieser kostspieligen Form? Ja, das sind Fragen, auf die man von
einem auswärtigen Kabinett, welches dabei beteiligt ist, nicht
leicht eine Aufklärung fordern kann. Wenn man Erklärungen darüber
zu fordern anfinge, so könnten sie geschraubt ausfallen, und die
Triplik ist auch wiederum geschraubt. Das ist eine gefährliche
Bahn, die ich nicht gerne betrete. Truppenaufstellungen sind meines
Erachtens Erscheinungen, über die man nicht – mit einem
Studentenausdruck – »koramiert«, kategorische Erklärungen fordert
(Heiterkeit), sondern denen gegenüber man mit derselben
Zurückhaltung und Vorsicht seine Gegenmaßregeln trifft.

		Ich kann also über die Motive dieser russischen Aufstellungen
[bookmark: page51]keine
authentische Erklärung geben; aber ich kann mir doch als jemand,
der mit der auswärtigen und auch mit der russischen Politik seit
einem Menschenalter vertraut ist, meine eigenen Gedanken darüber
machen; die führen mich dahin, daß ich annehme, daß das russische
Kabinett die Überzeugung hat – und die Überzeugung wird wohl
begründet sein –, daß in der nächsten europäischen Krisis, die
eintreten könnte, das Gewicht der russischen Stimme in dem
diplomatischen Areopag von Europa um so schwerer wiegen wird, je
stärker Rußland an der europäischen Grenze ist, je weiter westlich
die russischen Armeen stehn. Rußland ist als Verbündeter und als
Gegner um so schneller bei der Hand, je näher es seinen westlichen
Grenzen steht mit seinen Haupttruppen oder wenigstens doch mit
einer starken Armee.

		Diese Politik hat die russischen Truppenaufstellungen schon seit
langer Zeit geleitet. Sie werden sich erinnern, daß während des
Krimkrieges schon eine so große Armee im Königreich Polen stets
versammelt war, daß, wenn sie rechtzeitig nach der Krim abgegangen
wäre, der Krimkrieg vielleicht eine andere Wendung genommen hätte.
Wenn man weiter zurückdenkt, so wird man finden, daß die Bewegung
von 1830 Rußland unvorbereitet und unfähig zum Eingreifen fand,
weil es keine Truppen im Westen seines Reiches in hinreichendem
Maße hatte. Ich brauche also aus einer russischen Truppenanhäufung
in den westlichen Provinzen ( sapadnii
Gubernii, wie die Russen sagen) noch nicht notwendig den
Schluß zu ziehen, daß damit die Intention, uns zu überfallen,
verbunden sei. Ich nehme an, daß man etwa auf eine neue
orientalische Krisis wartet, um dann in der Lage zu sein, die
russischen Wünsche mit dem vollen Gewicht einer nicht gerade in
Kasan, sondern weiter westwärts stehenden Armee geltend zu machen.
[bookmark: page52]

		Wann eine orientalische Krisis nun eintreten kann? – Ja, darüber
haben wir keine Sicherheit. Wir haben in diesem Jahrhundert meines
Erachtens vier Krisen gehabt, wenn ich die kleineren und nicht zur
vollen Entwickelung gekommenen abrechne: eine im Jahre 1809, die
mit dem Friedensschluß endigte, der Rußland die Pruthgrenze gab;
dann 1828; dann 1854 den Krimkrieg und 1877 – also in Etappen von
ungefähr zwanzig Jahren voneinander entfernt und etwas darüber;
warum sollte denn nun gerade die nächste Krisis früher als etwa
nach dem gleichen Zeitraum, also ungefähr 1899, eintreten, auch
zweiundzwanzig Jahre später? Ich möchte wenigstens mit der
Möglichkeit rechnen, daß die Krisis hintangehalten werden kann und
nicht sofort einzutreten braucht. Außerdem gibt es auch andere
europäische Ereignisse, die in gleichen Perioden einzutreten
pflegen. Beispielsweise polnische Aufstände. Früher hatten wir
schon alle achtzehn bis zwanzig Jahre einen solchen zu gewärtigen.
Vielleicht ist das auch ein Grund, warum Rußland so stark sein will
in Polen, um solche zu verhindern. Ebenso Wechsel der Regierungen
in Frankreich; sie pflegen auch alle achtzehn bis zwanzig Jahre
einzutreten, und niemand kann leugnen, daß ein Wechsel in der
Regierung Frankreichs eine Krisis herbeiführen kann, die es jeder
beteiligten Macht wünschenswert machen muß, mit vollem Gewicht in
sie eingreifen zu können – ich meine, nur auf diplomatischem
Wege, aber mit einer Diplomatie, hinter der ein schlagfertiges und
nahe bereites Heer steht.

		Wenn das die Absicht Rußlands ist, wie ich rein auf Grund des
technisch-diplomatischen Urteils, das ich mir nach meiner Erfahrung
bilde, viel eher vermute, als daß sie den ziemlich rüden Drohungen
und Renommagen der Zeitungen entsprechen würde, so ist für uns
absolut noch kein Grund, in [bookmark: page53]unsere Zukunft schwärzer zu sehen, als wie
wir es seit vierzig Jahren überhaupt getan haben. Es ist ja die
wahrscheinlichste Krisis, die eintreten kann, die orientalische.
Wenn sie eintritt, so sind wir bei der gerade nicht in erster Linie
beteiligt. Wir sind da vollkommen, und ohne irgendwelcher
Verpflichtung zu nahe zu treten, in der Lage, abzuwarten, daß die
im Mittelländischen Meere, in der Levante nächstbeteiligten Mächte
zuerst ihre Entschließungen treffen und, wenn sie wollen, sich mit
Rußland vertragen oder schlagen. Wir sind weder zu dem einen noch
zu dem anderen in erster Linie in der orientalischen Frage berufen.
Jede Großmacht, die außerhalb ihrer Interessensphäre auf die
Politik der anderen Länder zu drücken und einzuwirken und die Dinge
zu leiten sucht, die periklitiert außerhalb des Gebietes, welches
Gott ihr angewiesen hat, die treibt Machtpolitik und nicht
Interessenpolitik, die wirtschaftet auf Prestige hin. Wir werden
das nicht tun; wir werden, wenn orientalische Krisen eintreten,
bevor wir Stellung dazu nehmen, die Stellung abwarten, welche die
mehr interessierten Mächte, dazu nehmen.

		Es ist also kein Grund, unsere Situation im Augenblicke so ernst
zu betrachten, als ob gerade die gegenwärtige Lage der Anlaß wäre,
weshalb wir die gewaltige Vermehrung der Streitkräfte, die die
Militärvorlage in Vorschlag bringt, heute versuchen sollten. Ich
möchte die Frage der Wiedereinrichtung der Landwehr zweiten
Aufgebots, kurz, die große Militärvorlage, mit der anderen, der
Finanzvorlage, ganz loslösen von der Frage, wie unsere
augenblickliche Situation ist. Es handelt sich da nicht um eine
momentan vorübergehende Einrichtung, es handelt sich um eine
dauernde, um ein dauerndes Stärkerwerden des Deutschen Reichs.

		Daß es sich nicht um eine momentane Einrichtung handelt, [bookmark: page54]das, glaube ich,
wird einleuchtend gefunden werden, wenn ich Sie bitte, mit mir die
Kriegsgefahren durchzugehen, welche wir seit vierzig Jahren gehabt
haben, ohne in eine nervöse Unruhe zu irgendeiner Zeit geraten zu
sein.

		Wir haben im Jahre 1848, wo die Deiche und Schleusen zerbrachen,
die bis dahin vielen Gewässern ihren ruhigen Lauf gewiesen hatten,
gleich zwei kriegsschwangere Fragen zu verarbeiten gehabt: es war
die polnische und die schleswig-holsteinische Frage. Das erste
Geschrei nach den Märzlagen war: Krieg gegen Rußland zur
Herstellung Polens! – Bald darauf war die Gefahr, durch die
schleswig-holsteinische Frage in einen großen europäischen Krieg
verwickelt zu werden, außerordentlich nahe. Ich brauche nicht
hervorzuheben, wie 1850 durch das Abkommen von Olmütz eine große
Konflagration, ein Krieg in großem Stile, verhindert wurde. Es
folgten darauf vielleicht zwei Jahre ruhigerer Art, aber voller
Verstimmung. Es war damals, als ich zuerst in Frankfurt Gesandter
war. Im Jahre 1853 schon machten sich die Symptome des Krimkriegs
fühlbar, von 1853 bis 1856 dauerte dieser Krieg; während der ganzen
Dauer desselben befanden wir uns unmittelbar am Rande – des
Abgrundes will ich nicht sagen, aber des Abhanges, auf dem wir in
den Krieg hineingezogen werden sollten. Ich erinnere mich, daß ich
damals von 1853 bis 1855 genötigt worden bin, ich möchte sagen, wie
ein Perpendikel zwischen Frankfurt und Berlin hin und her zu gehen,
weil der hochselige König bei dem Vertrauen, das er mir schenkte,
mich im Grunde als den Anwalt für seine unabhängige Politik
benutzte, wenn der Andrang der Westmächte ihm gegenüber, daß wir
auch unsererseits Rußland den Krieg erklären sollten, zu stark und
der Widerstand seines Ministeriums ihm zu weich wurde. Dann [bookmark: page55]hat – ich weiß
nicht wie oft – das Stück sich abgespielt, daß ich herzitiert
wurde, daß ich eine mehr russenfreundliche Depesche für Se.
Majestät zu entwerfen hatte, daß diese Depesche abging, daß Herr
von Manteuffel seinen Abschied verlangte und daß, nachdem die
Depesche abgegangen war, ich mir von Sr. Majestät den Auftrag
ausbat, zu Herrn von Manteuffel aufs Land oder sonstwohin zu fahren
und ihn zu bewegen, daß er sein Portefeuille wieder übernehme.
Jedesmal war aber doch das damalige Preußen dicht am Rande eines
großen Krieges: es war der Feindschaft von ganz Europa außer
Rußland ausgesetzt, wenn es sich weigerte, auf die westmächtliche
Politik einzugehen, anderenfalls aber zum Bruch mit Rußland
genötigt, vielleicht auf lange Zeit, weil der Abfall Preußens
vielleicht am schmerzlichsten von Rußland empfunden worden
wäre.

		Wir waren also in ununterbrochener Kriegsgefahr während des
Krimkrieges. Derselbe dauerte bis 1856, wo er schließlich im
Pariser Frieden seinen Abschluß fand und uns bei dieser Gelegenheit
eine Art von Kanossa bereitete im Pariser Kongresse, wofür ich die
Verantwortung nicht auf mich genommen haben würde und von der ich
damals vergeblich abgeraten habe. Wir hatten gar keine
Notwendigkeit, eine größere Macht zu spielen als wir waren und die
damaligen Verträge zu unterzeichnen. Aber wir antichambrierten, um
schließlich zur Unterschrift zugelassen zu werden. Das wird uns
nicht wieder passieren. (Heiterkeit.)

		Das war 1856. Schon im Jahre 1857 bedrohte uns die Neufchâteller
Frage mit Krieg; das ist nicht so bekannt geworden. Ich bin damals
von dem hochseligen Könige im Frühjahr 1857 nach Paris geschickt
worden, um mit dem Kaiser Napoleon über den Durchmarsch preußischer
Truppen [bookmark: page56]zum Angriff auf die Schweiz zu verhandeln.
Was das zu bedeuten hat, wenn darauf eingegangen wurde, daß das
eine weitgreifende Kriegsgefahr werden konnte, daß das uns in
Verwickelung mit Frankreich sowohl als auch mit anderen Mächten
führen konnte, wird jeder einsehen, dem ich dies mitteile. Kaiser
Napoleon war nicht abgeneigt, darauf einzugehen. Meine
Unterhandlungen in Paris wurden dadurch abgeschnitten, daß Se.
Majestät der König sich inzwischen mit Österreich und der Schweiz
über die Sache auf gütlichem Wege verständigt hatte. Aber die
Kriegsgefahr lag doch auch in dem Jahre vor. Ich kann sagen, daß
schon, wie ich auf der damaligen Mission in Paris mich befand, der
italienische Krieg in der Luft lag, der ein Jahr und etwas später
ausbrach und der uns auch wieder um Haaresbreite beinahe in einen
großen europäischen Koalitionskrieg hineinzog. Wir kamen bis zur
Mobilmachung; ja, wir hätten losgeschlagen ganz unzweifelhaft, wenn
der Friede von Villafranca nicht etwas verfrüht für Österreich,
vielleicht rechtzeitig für uns, geschlossen wurde; denn wir hätten
den Krieg unter ungünstigen Umständen zu führen gehabt; wir hätten
aus dem Kriege, aus einem italienischen, der er war, einen
preußisch-französischen gemacht, dessen Abschluß, Ende und
Friedensschluß nachher nicht mehr von uns abhing, sondern von den
Freunden und Feinden, die hinter uns standen.

		So kamen wir, ohne daß das Kriegsgewölk auch nur ein Jahr den
Horizont uns freigelassen hätte, bis in die sechziger Jahre
hinein.

		Schon 1863 war eine kaum minder große Kriegsgefahr, die dem
großen Publikum ziemlich unbekannt blieb und die ihren Eindruck
erst machen wird, wenn dermaleinst die geheimen Archive der
Kabinette der Öffentlichkeit übergeben sein werden. [bookmark: page57]Sie werden sich des
polnischen Aufstandes erinnern, der 1863 stattfand, und ich werde
es nie vergessen, wie ich in jener Zeit des Morgens den Besuch zu
haben pflegte von Sir Andrew Buchanan, dem englischen Botschafter,
und Talleyrand, dem französischen Vertreter, die mir die Hölle heiß
machten über das unverantwortliche Festhalten der preußischen
Politik an der russischen, und eine ziemlich drohende Sprache uns
gegenüber führten; am Mittag desselben Tages hatte ich nachher die
Annehmlichkeit, im Preußischen Landtag ungefähr dieselben Argumente
und Angriffe zu hören, die die beiden fremden Botschafter am Morgen
auf mich gemacht hatten. (Heiterkeit.) Ich habe das ruhig
ausgehalten, aber dem Kaiser Alexander riß die Geduld, und er
wollte den Degen ziehen gegenüber den Schikanen von feiten der
Westmächte. Sie werden sich erinnern, daß die französische
Kriegsmacht damals schon mit amerikanischen Projekten und in Mexiko
engagiert war, so daß sie nicht mit der vollen Macht auftreten
konnte. Der Kaiser von Rußland wollte sich die polnischen Intrigen
von seiten der anderen Mächte nicht mehr gefallen lassen und war
bereit, mit uns im Bunde den Ereignissen die Stirn zu bieten und zu
schlagen. Sie werden sich erinnern, daß damals Preußen in seinem
Innern in einer schwierigen Lage war, daß in Deutschland die
Gemüter bereits gärten und der Frankfurter Fürstentag sich in der
Vorbereitung befand. Man kann also zugeben, daß die Versuchung für
meinen Allergnädigsten Herrn, diese schwierige innere Lage durch
Eingehen auf ein kriegerisches Unternehmen im größten Stile
abzuschneiden und zu sanieren, daß die wohl vorhanden war, und es
wäre damals ganz zweifellos zum Kriege gekommen von Preußen und
Rußland im Bunde gegen diejenigen, welche den polnischen Aufstand
uns gegenüber [bookmark: page58]beschützten, wenn Se. Majestät nicht
zurückgeschreckt wäre vor dem Gedanken, innere Schwierigkeiten,
preußische wie deutsche, mit fremder Hilfe zu lösen (Bravo!), und
wir haben damals, ohne die Gründe unseres Verfahrens gegenüber den
uns feindlichen Projekten anderer deutscher Regierungen geltend zu
machen, stillschweigend abgelehnt. Der Tod des Königs von Dänemark
hat nachher alle Beteiligten auf andere Gedanken gebracht. Aber es
bedurfte nur eines Ja statt eines Nein aus Gastein von Sr. Majestät
dem König, und der große Krieg, der Koalitionskrieg, war 1863 schon
vorhanden. Ein anderer als ein deutscher Minister würde vielleicht
zugeredet haben aus Utilitätsrücksichten, als Opportunist, um
unsere inneren Schwierigkeiten damit zu lösen; im eigenen Volke wie
im Auslande hat man eben kaum eine richtige Vorstellung von dem Maß
von nationalem Sinn und pflichttreuer Gewissenhaftigkeit (Bravo!
rechts), welches Monarchen und Minister beim Regieren deutscher
Länder leitet. (Allseitiges Bravo!)

		Das Jahr 1864 – wir sprachen eben von 1863 – brachte neue
dringliche Kriegsgefahr. Von dem Augenblicke an, wo unsere Truppen
die Eider überschritten, bin ich in jeder Woche gefaßt gewesen auf
die Einmischung des europäischen Seniorenkonvents (Heiterkeit) in
diese dänische Angelegenheit, und Sie werden mir zugeben, daß das
im höchsten Grade wahrscheinlich war. Schon damals aber haben wir
wahrnehmen können, daß Österreich und Preußen, wenn sie geeinigt
sind, obschon der ihnen zur Seite stehende Deutsche Bund damals bei
weitem nicht die militärische Bedeutung hatte wie dieselben Länder
heute, doch nicht so leicht von Europa angegriffen werden konnten.
(Bravo!) Das hat sich schon damals gezeigt; die Kriegsgefahr blieb
aber dieselbe. [bookmark: page59]

		1865 wechselte sie die Front, und es fing schon damals die
Vorbereitung zu dem Kriege von 1866 an. Ich erinnere nur an eine
Konseilsitzung preußischer Minister, wie sie zur Beschaffung von
Geldern im Jahre 1865 in Regensburg stattfand, die durch den
Gasteiner Vertrag nachher erledigt wurde. Aber Anno 1866 kam ja der
Krieg im vollen zum Ausbruch, und es war die große Gefahr
vorhanden, welche wir nur durch vorsichtige Benutzung der Umstände
hintangehalten haben, daß aus diesem Duell zwischen Preußen und
Österreich (nicht) ein großer europäischer Koalitionskrieg wiederum
entbrannte, bei dem es sich um die Existenzfrage, um Kopf und
Kragen handelte.

		Das war 1866, und schon 1867 folgte die Luxemburger Frage, wo es
doch auch nur einer etwas festeren Antwort von uns – wie wir sie
vielleicht gegeben haben würden, wenn wir damals so stark gewesen
wären, um mit Sicherheit einen guten Erfolg vorauszusehen –
bedurfte, um den großen französischen Krieg schon damals
herbeizuführen. Von da ab, 1868, 1869, sind wir bis 1870
ununterbrochen in der Befürchtung vor dem Krieg, vor den
Verabredungen geblieben, die zur Zeit des Herrn von Beust in
Salzburg und anderen Orten zwischen Frankreich, Italien und
Österreich getroffen wurden und von denen man besorgte, daß sie auf
unsere Kosten geschehen waren. Es war damals die Befürchtung vor
dem Kriege so groß, daß ich in dieser Zeit als Ministerpräsident
den Besuch von Kaufleuten und Industriellen erhalten habe, die mir
sagten: »Diese Unsicherheit ist ja ganz unerträglich; schlagen Sie
doch lieber los! Lieber Krieg, als länger in diesem Druck auf allen
Geschäften zu verharren!« Wir haben ruhig abgewartet, bis auf uns
losgeschlagen wurde, und ich glaube, wir haben wohl daran getan,
uns so [bookmark: page60]einzurichten, daß wir die Angegriffenen
blieben und nicht die Angreifer waren.

		Nun, nachdem dieser große Krieg von 1870 geschlagen war, frage
ich Sie: Ist irgendein Jahr ohne Kriegsgefahr gewesen? Anfangs der
siebziger Jahre – schon gleich, wie wir nach Hause kamen, hieß es:
Wann ist denn der nächste Krieg? Wann wird die Revanche geschlagen
werden? In fünf Jahren doch spätestens? Man sagte uns damals: Die
Frage, ob wir den Krieg führen sotten und mit welchem Erfolg – es
war das ein Abgeordneter des Zentrums, der mir das im Reichstag
vorhielt –, hängt doch heutzutage nur von Rußland ab; Rußland
allein hat das Heft in Händen. – Auf diese Frage komme ich
vielleicht später zurück. – Ich will einstweilen nur noch das
vierzigjährige Bild durchführen, indem ich erwähne, daß im Jahre
1876 schon wieder die Kriegsunwetter im Süden sich zusammenzogen,
im Jahre 1877 der Balkankrieg geführt wurde, der doch nur durch den
in Berlin abgehaltenen Kongreß verhindert wurde, eine Konflagration
von ganz Europa herbeizuführen, und daß nach dem Kongresse sich
plötzlich ein ganz neues Bild uns im Ausblick nach Osten eröffnete,
da Rußland uns unser Verhalten auf dem Kongreß übelgenommen hatte.
– Ich komme vielleicht auch darauf später zurück, wenn meine Kräfte
mir das erlauben.

		Es trat dann eine gewisse Rückwirkung der intimen Beziehungen
der drei Kaiser ein, die uns eine Zeitlang mit mehr Ruhe in die
Zukunft sehen ließ; aber bei den ersten Symptomen von der
Unsicherheit der Beziehungen der drei Kaiser oder von dem Ablauf
der Verabredungen, die sie miteinander getroffen hatten,
bemächtigte sich unserer öffentlichen Meinung dieselbe nervöse und,
wie ich glaube, übertriebene Aufregung, mit der wir heute und die
letzten Jahre zu kämpfen [bookmark: page61]haben – namentlich halte ich sie heute für
besonders unmotiviert.

		Ich bin nun weit entfernt, aus der Tatsache, daß ich sie heute
für unmotiviert halte, den Schluß zu ziehen, daß wir einer
Verstärkung der Wehrkraft nicht bedürften, sondern umgekehrt. Daher
dieses vierzigjährige Tableau, das ich eben, vielleicht nicht zu
Ihrer Erheiterung, aufgerollt habe, – und ich bitte um Verzeihung;
aber wenn ich ein Jahr hätte fehlen lassen von denen, welche Sie
doch alle schaudernd selbst miterfahren haben, so würde man nicht
den Eindruck haben, daß der Zustand der Besorgnis vor großen
Kriegen, vor weiteren Verwickelungen, deren Koalitionsergebnisse
niemand vorher beurteilen kann, daß dieser Zustand ein permanenter
ist bei uns und daß wir uns darauf ein für allemal einrichten
müssen; wir müssen, unabhängig von der augenblicklichen Lage, so
stark sein, daß wir mit dem Selbstgefühl einer großen Nation, die
unter Umständen stark genug ist, ihre Geschicke in ihre eigene Hand
zu nehmen, auch gegen jede Koalition – (Bravo!) mit dem
Selbstvertrauen und mit dem Gottvertrauen, welches die eigene Macht
verleiht und die Gerechtigkeit der Sache, die immer auf deutscher
Seite bleiben wird nach der Sorge der Regierung –, daß wir damit
jeder Eventualität entgegensehen können und mit Ruhe entgegensehen
können. (Bravo!)

		Wir müssen, kurz und gut, in diesen Zeiten so stark sein, wie
wir irgend können, und wir haben die Möglichkeit, stärker zu sein
als irgendeine Nation von gleicher Kopfstärke in der Welt (Bravo!);
– ich komme darauf noch zurück –, es wäre ein Vergehen, wenn wir
sie nicht benutzten. Sollten wir unsere Wehrkraft nicht brauchen,
so brauchen wir sie ja nicht zu rufen. Es handelt sich nur um die
eine nicht sehr starke [bookmark: page62]Geldfrage – nicht sehr starke, wenn ich
beiläufig erwähne – ich habe keine Neigung, auf die finanziellen
und militärischen Ziffern einzugehen –, daß Frankreich in den
letzten Jahren 3 Milliarden auf die Verbesserung seiner
Streitkräfte verwandt hat, wir kaum 1½ mit Einschluß dessen, was
wir Ihnen jetzt zumuten. (Hört! Hört! rechts.) Indessen ich
überlasse es dem Herrn Kriegsminister und den Vertretern der
Finanzabteilung, das auszuführen.

		Wenn ich sage, wir müssen dauernd bestrebt sein, allen
Eventualitäten gewachsen zu sein, so erhebe ich damit den Anspruch,
daß wir noch größere Anstrengungen machen müssen als andere Mächte
zu gleichem Zwecke, wegen unserer geographischen Lage. Wir liegen
mitten in Europa. Wir haben mindestens drei Angriffsfronten.
Frankreich hat nur seine östliche Grenze, Rußland nur seine
westliche Grenze, auf der es angegriffen werden kann. Wir sind
außerdem der Gefahr der Koalition nach der ganzen Entwickelung der
Weltgeschichte, nach unserer geographischen Lage und nach dem
vielleicht minderen Zusammenhang, den die deutsche Nation bisher in
sich gehabt hat im Vergleich mit anderen, mehr ausgesetzt als
irgendein anderes Volk. Gott hat uns in eine Situation gesetzt, in
welcher wir durch unsere Nachbarn daran verhindert werden,
irgendwie in Trägheit oder Versumpfung zu geraten. Er hat uns die
kriegerischste und unruhigste Nation, die Franzosen, an die Seite
gesetzt, und er hat in Rußland kriegerische Neigungen groß werden
lassen, die in früheren Jahrhunderten nicht in dem Maße vorhanden
waren. So bekommen wir gewissermaßen von beiden Seiten die Sporen
und werden zu einer Anstrengung gezwungen, die wir vielleicht sonst
nicht machen würden. Die Hechte im europäischen Karpfenteich
hindern uns, Karpfen zu werden (Heiterkeit), indem sie uns [bookmark: page63]ihre Stacheln
in unseren beiden Flanken fühlen lassen; sie zwingen uns zu einer
Anstrengung, die wir freiwillig vielleicht nicht leisten würden,
sie zwingen uns auch zu einem Zusammenhalten unter uns Deutschen,
das unserer innersten Natur widerstrebt (Heiterkeit); sonst streben
wir lieber auseinander. Aber die französisch-russische Presse,
zwischen die wir genommen werden, zwingt uns zum Zusammenhalten und
wird unsere Kohäsionsfähigkeit auch durch Zusammendrücken erheblich
steigern, so daß wir in dieselbe Lage der Unzerreißbarkeit kommen,
die fast allen anderen Nationen eigentümlich ist und die uns bis
jetzt noch fehlt. (Bravo!) Wir müssen dieser Bestimmung der
Vorsehung aber auch entsprechen, indem wir uns so stark machen, daß
die Hechte uns nicht mehr tun, als uns ermuntern. (Heiterkeit.)

		Wir hatten ja früher in den Zeiten der heiligen Allianz – mir
fällt ein altes amerikanisches Lied dabei ein, welches ich von
meinem verstorbenen Freunde Motley gelernt habe; das sagt:
In good old colonial times, when we lived
under a king – nun, das waren eben patriarchalische Zeiten,
da hatten wir eine Menge Geländer, an denen wir uns halten konnten,
und eine Menge Deiche, die uns vor den wilden europäischen Fluten
schützten. Da war der Deutsche Bund, und die eigentliche Stütze und
Fortsetzung und Vollendung des Deutschen Bundes, zu deren Dienst er
gemacht, war die heilige Allianz. Wir hatten Anlehnung an Rußland
und Österreich, und vor allen Dingen: wir hatten die Garantie der
eigenen Schüchternheit, daß wir niemals eine Meinung äußerten,
bevor die anderen gesprochen hatten. (Heiterkeit.) Das alles ist
uns abhanden gekommen (Sehr gut! rechts); wir müssen uns selber
helfen. Die heilige Allianz hat Schiffbruch erlitten im Krimkriege
– nicht durch unsere Schuld. [bookmark: page64]Der Deutsche Bund ist durch uns zerstört
worden, weil die Existenz, die man uns in ihm machte, weder für uns
noch für das deutsche Volk auf die Dauer erträglich war. Beide sind
aus der Welt geschieden. Nach der Auflösung des Deutschen Bundes,
nach dem Kriege von 1866, wäre also für das damalige Preußen oder
Norddeutschland eine Isolierung eingetreten, wenn wir darauf hätten
rechnen müssen, daß man uns von keiner Seite die neuen Erfolge, die
großen Erfolge, die wir errungen hatten, verzeihen würde; gern sind
die Erfolge des Nachbarn von der anderen Macht niemals gesehen.

		Unsere Beziehungen zu Rußland waren aber durch das Erlebnis von
1866 nicht gestört. Anno 66 war die Erinnerung an die Politik des
Grafen Buol, an die Politik Österreichs während des Krimkrieges in
Rußland noch zu frisch, um dort den Gedanken aufkommen zu lassen,
daß man der österreichischen Monarchie gegen den preußischen
Angriff beistehen, daß man den Feldzug erneuern könne, den der
Kaiser Nikolaus im Jahre 1849 für Österreich geführt hatte. – Ich
bitte um Entschuldigung, wenn ich mich einen Augenblick setze; ich
kann so lange nicht stehen.

		Für uns blieb deshalb die natürlichste Anlehnung immer noch die
russische, die, abgesehen vom vorigen, in diesem Jahrhundert ihren
sehr berechtigten Ursprung in der Politik des Kaisers Alexander I.
genommen hat. Ihm war Preußen in der Tat Dank schuldig. Er konnte
1813 an der polnischen Grenze ebensogut umkehren und Frieden
schließen; er konnte später Preußen fallen lasten. Damals haben wir
in der Tat die Herstellung auf dem alten Fuß wesentlich dem
Wohlwollen des Kaisers Alexander I. oder – wenn Sie skeptisch sein
wollen – sagen Sie, der russischen Politik, wie sie Preußen
brauchte, zu danken gehabt. [bookmark: page65]

		Diese Dankbarkeit hat die Regierungszeit Friedrich Wilhelms III.
beherrscht. Das Saldo, welches Rußland im preußischen Konto hatte,
ist durch die Freundschaft, ich kann fast sagen, durch die
Dienstbarkeit Preußens während der ganzen Regierungszeit des
Kaisers Nikolaus ausgenützt und in Olmütz, kann ich sagen, getilgt
worden. In Olmütz nahm der Kaiser Nikolaus nicht für Preußen
Partei, schützte uns nicht einmal vor üblen Erfahrungen, vor
gewissen Demütigungen, wie der Kaiser Nikolaus überhaupt doch im
ganzen mehr Vorliebe für Österreich als für Preußen hatte; der
Gedanke, daß wir Rußland während seiner Regierung irgendwelchen
Dank schuldig wären, ist eine historische Legende.

		Wir haben aber, solange der Kaiser Nikolaus lebte, unsererseits
doch die Tradition Rußland gegenüber nicht gebrochen; wir haben im
Krimkriege, wie ich vorher schon erzählte, unter erheblichen
Gefahren und Bedrohungen festgehalten an der russischen Aufgabe.
Se. Majestät der hochselige König hatte keine Neigung – was damals,
wie ich glaube, möglich gewesen wäre –, mit einer starken
Truppenaufstellung eine entscheidende Rolle in dem Kriege zu
spielen. Wir hatten Verträge geschlossen, nach denen wir
verpflichtet waren, zu einer gewissen Zeit 100 000 Mann
aufzustellen. Ich schlug Sr. Majestät damals vor: Stellen wir nicht
100 000, sondern 200 000 Mann auf, und stellen wir sie
à cheval auf, so daß wir sie nach
rechts und links gebrauchen können; so sind Ew. Majestät heute der
entscheidende Richter des Krimkrieges Ihrerseits. Indessen der
hochselige König war für kriegerische Unternehmungen nicht geneigt,
und das Volk kann ihm dafür nur dankbar sein. Ich war damals jünger
und unerfahrener, als ich heutigentages bin. Indessen haben wir
immerhin für Olmütz keine Ranküne getragen während [bookmark: page66]des Krimkrieges; wir
kamen aus dem Krimkriege als Freunde Rußlands heraus, und ich habe
in der Zeit, wo ich Gesandter in Petersburg war, die Frucht dieser
Freundschaft durch eine sehr wohlwollende Aufnahme am Hof und in
der Gesellschaft genießen können. Auch unsere Parteinahme für
Österreich im italienischen Kriege war nicht nach dem Geschmack des
russischen Kabinetts, aber sie hatte keine nachteilige Rückwirkung.
Unser Krieg 1866 wurde eher mit einer gewissen Genugtuung gesehen;
man gönnte den Österreichern das damals in Rußland. Im Jahre 1870,
in unserem französischen Kriege, hatten wir wenigstens noch die
Satisfaktion, gleichzeitig mit unserer Verteidigung und siegreichen
Abwehr dem russischen Freund einen Dienst im Schwarzen Meere
erweisen zu können. Es wäre die Freigebung des Schwarzen Meeres
durch die Kontrahenten keineswegs wahrscheinlich gewesen, wenn
nicht die deutschen Truppen siegreich in der Nähe von Paris
gestanden hätten. Wenn sie zum Beispiel geschlagen wären, so,
glaube ich, wäre der Abschluß des damaligen Londoner Abkommens
zugunsten Rußlands so leicht nicht gewesen. Also auch der Krieg von
Anno 70 hinterließ keine Verstimmung zwischen uns und Rußland.

		Ich führe diese Tatsachen an, um Ihnen die Genesis des Vertrags
mit Österreich darzulegen, der vor wenig Tagen publiziert worden
ist, und um die Politik Sr. Majestät gegen den Vorwurf zu
rechtfertigen, daß sie die Kriegsmöglichkeiten für das Deutsche
Reich erweitert hätte durch Hinzufügung derjenigen, welche
Österreich ohne sein Verschulden betreffen könnte. Ich bin deshalb
im Begriff, Ihnen zu schildern, wie es kam, daß die von mir
persönlich stets mit Vorliebe gepflegten traditionellen Beziehungen
zwischen uns und Rußland [bookmark: page67]sich so gestalteten, daß wir zum Abschluß
des vorgestern publizierten Vertrags veranlaßt wurden.

		Die ersten Jahre nach dem französischen Kriege vergingen noch im
besten Einverständnis; im Jahre 1875 trat zuerst eine Neigung
meines russischen Kollegen, des Fürsten Gortschakow, zutage, sich
mehr um Popularität in Frankreich als bei uns zu bemühen und
gewisse künstlich herbeigeführte Konstellationen dazu zu benutzen,
um der Welt durch ein hinzugefügtes Telegramm glauben zu machen,
als hätten wir 1875 irgendeinen entfernten Gedanken daran gehabt,
Frankreich zu überfallen, und als wäre es das Verdienst des Fürsten
Gortschakow, Frankreich aus dieser Gefahr errettet zu haben. Das
war das erste Befremden, welches zwischen uns auftrat und welches
mich zu einer lebhaften Aussprache mit meinem früheren Freunde und
späteren Kollegen veranlaßte. Demnächst und gleichzeitig hatten wir
immer noch die Aufgabe festgehalten, den Frieden zwischen den drei
Kaisern festzuhalten, die Beziehungen fortzusetzen, die zuerst
eingeleitet waren durch den Besuch der Kaiser von Rußland und von
Österreich 1872 hier in Berlin und durch die darauf folgenden
Gegenbesuche. Es war uns das auch gelungen. Erst 1876 vor dem
türkischen Kriege traten uns gewisse Nötigungen zu einer Option
zwischen Rußland und Österreich entgegen, die von uns abgelehnt
wurden. Ich halte nicht für nützlich, in die Details darüber
einzugehen; sie werden mit der Zeit auch einmal bekannt werden. Es
hatte unsere Ablehnung die Folge, daß Rußland sich direkt nach Wien
wandte und daß ein Abkommen – ich glaube, es war im Januar 1877 –
zwischen Österreich und Rußland geschlossen wurde, welches die
Eventualitäten einer orientalischen Krise betraf und welches
Österreich für den Fall einer solchen die Besetzung von Bosnien
[bookmark: page68]usw.
zusicherte. Dann kam der Krieg, und wir waren recht zufrieden, wie
das Unwetter sich weiter südlich verzog, als es ursprünglich
Neigung hatte. Das Ende des Krieges wurde hier in Berlin durch den
Kongreß definitiv herbeigeführt, nachdem es vorbereitet war durch
den Frieden von San Stefano. Der Friede von San Stefano war meiner
Überzeugung nach nicht viel bedenklicher für die antirussischen
Mächte und nicht sehr viel nützlicher für Rußland, als nachher der
Kongreßvertrag gewesen ist. Der Friede von San Stefano hat sich ja,
kann man sagen, nachher von selber eingefunden, indem das kleine,
ich glaube, 800 000 Seelen umfassende Ostrumelien eigenmächtig
die Wiederherstellung der – nicht ganz – der alten San
Stefano-Grenze auf sich nahm und sich Bulgarien anfügte. Es war
also der Schaden, den der Kongreß in den Abmachungen von San
Stefano angerichtet hat, nicht so sehr schlimm. Ob diese
Abmachungen von San Stefano gerade ein Meisterwerk der Diplomatie
waren, das lasse ich dahingestellt sein. Wir hatten damals sehr
wenig Neigung, uns in die orientalischen Sachen zu mischen,
ebensowenig wie heute. Ich war schwer krank in Friedrichsruh, als
mir von russischer Seite das Verlangen amtlich mitgeteilt wurde,
zur definitiven Beilegung des Krieges einen Kongreß der Großmächte
nach Berlin einzuberufen. Ich hatte zunächst wenig Neigung dazu,
einmal weil ich in der körperlichen Unmöglichkeit war, dann aber
auch, weil ich keine Neigung hatte, uns so weit in die Sache zu
verwickeln, wie die Rolle des Präsidierens eines Kongresses
notwendig mit sich bringt. Wenn ich schließlich dennoch nachgegeben
habe, so war es einerseits das deutsche Pflichtgefühl im Interesse
des Friedens, namentlich aber das dankbare Andenken, das ich an die
Gnade des Kaisers Alexander II. für mich stets bewahrt [bookmark: page69]habe, das mich
veranlaßte, diesen Wunsch zu erfüllen. Ich erklärte mich dazu
bereit, wenn es uns gelänge, die Einwilligung von England und von
Österreich zu beschaffen. Rußland übernahm, die Einwilligung von
England zu besorgen, ich nahm auf mich, sie in Wien zu befürworten;
es gelang, und der Kongreß kam zustande.

		Während des Kongresses, kann ich wohl sagen, habe ich meine
Rolle, soweit ich es irgend konnte, ohne Landesinteressen und
befreundete Interessen zu verletzen, ungefähr so aufgefaßt, als
wenn ich der vierte russische Bevollmächtigte gewesen wäre auf
diesem Kongreß (Heiterkeit); ja, ich kann fast sagen, der dritte;
denn den Fürsten Gortschakow kann ich als Bevollmächtigten der
damaligen russischen Politik, wie sie durch den wirklichen
Vertreter Grafen Schuwalow vertreten war, kaum annehmen.
(Heiterkeit.)

		Es ist während den ganzen Kongreßverhandlungen kein russischer
Wunsch zu meiner Kenntnis gekommen, den ich nicht befürwortet, ja,
den ich nicht durchgesetzt hätte. Ich bin infolge des Vertrauens,
das mir der leider verstorbene Lord Beaconsfield schenkte, in den
schwierigsten, kritischsten Momenten des Kongresses mitten in der
Nacht an dessen Krankenbett erschienen und habe in den Momenten, wo
der Kongreß dem Bruch nahe stand, dessen Zustimmung im Bett
erreicht; – kurz, ich habe mich auf dem Kongreß so verhalten, daß
ich dachte, nachdem er zu Ende war: Nun, den höchsten russischen
Orden in Brillanten besitze ich längst, sonst müßte ich den jetzt
bekommen. (Heiterkeit.) Kurz, ich habe das Gefühl gehabt, ein
Verdienst für eine fremde Macht mir erworben zu haben, wie es
selten einem fremden Minister vergönnt gewesen ist.

		Welches mußte also meine Überraschung und meine Enttäuschung
[bookmark: page70]sein, wie
allmählich eine Art von Preßkampagne in Petersburg anfing, durch
welche die deutsche Politik angegriffen, ich persönlich in meinen
Absichten verdächtigt wurde. Diese Angriffe steigerten sich während
des darauffolgenden Jahres bis 1879 zu starken Forderungen eines
Druckes, den wir auf Österreich üben sollten in Sachen, wo wir das
österreichische Recht nicht ohne weiteres angreifen konnten. Ich
konnte dazu meine Hand nicht bieten; denn wenn wir uns Österreich
entfremdeten, so gerieten wir, wenn wir nicht ganz isoliert sein
wollten in Europa, notwendig in Abhängigkeit von Rußland. Wäre eine
solche Abhängigkeit erträglich gewesen? Ich hatte früher geglaubt,
sie könnte es sein, indem ich mir sagte: Wir haben gar keine
streitigen Interessen; es ist gar kein Grund, warum Rußland je die
Freundschaft uns kündigen sollte. Ich hatte wenigstens meinen
russischen Kollegen, die mir dergleichen auseinandersetzten, nicht
geradezu widersprochen. Der Vorgang betreffs des Kongresses
enttäuschte mich, der sagte mir, daß selbst ein vollständiges
Indienststellen unserer Politik (für gewisse Zeit) in die russische
uns nicht davor schützte, gegen unseren Willen und gegen unser
Bestreben mit Rußland in Streit zu geraten. Dieser Streit über
Instruktionen, die wir an unsere Bevollmächtigten in den
Verhandlungen im Süden gegeben oder nicht gegeben hatten, steigerte
sich bis zu Drohungen, bis zu vollständigen Kriegsdrohungen von der
kompetentesten Seite.

		Das ist der Ursprung unseres österreichischen Vertrages. Durch
diese Drohungen wurden wir gezwungen, zu der von mir seit
Jahrzehnten vermiedenen Option zwischen unseren beiden bisherigen
Freunden zu schreiten. Ich habe damals den Vertrag, der vorgestern
publiziert worden ist, in Gastein und Wien verhandelt, und er gilt
noch heute zwischen uns. [bookmark: page71]

		Die Publikation ist in den Zeitungen zum Teil, wie ich gestern
und vorgestern gelesen habe, irrtümlich aufgefaßt worden; man hat
in derselben ein Ultimatum, eine Warnung, eine Drohung finden
wollen. Das konnte um so weniger darin liegen, als der Text des
Vertrags dem russischen Kabinett seit langem bekannt war, nicht
erst seit dem November vorigen Jahres. Wir haben es der
Aufrichtigkeit einem loyalen Monarchen gegenüber, wie der Kaiser
von Rußland es ist, entsprechend gefunden, schon früher keinen
Zweifel darüber zu lassen, wie die Sachen liegen. Ich halte es auch
nicht für möglich, diesen Vertrag nicht geschlossen zu
haben; wenn wir ihn nicht geschlossen hätten, so müßten wir ihn
heute schließen. Er hat eben die vornehmste Eigenschaft eines
internationalen Vertrags, nämlich er ist der Ausdruck
beiderseitiger dauernder Interessen, sowohl auf österreichischer
Seite wie auf der unserigen. (Bravo!) Keine Großmacht kann auf die
Dauer in Widerspruch mit den Interessen ihres eigenen Volkes an dem
Wortlaut irgendeines Vertrags kleben, sie ist schließlich genötigt,
ganz offen zu erklären: Die Zeiten haben sich geändert, ich kann
das nicht mehr, – und muß das vor ihrem Volke und vor dem
vertragschließenden Teile nach Möglichkeit rechtfertigen. Aber das
eigene Volk ins Verderben zu führen an dem Buchstaben eines unter
anderen Umständen unterschriebenen Vertrags, das wird keine
Großmacht gutheißen. Das liegt aber in diesen Verträgen in keiner
Weise drin. Sie sind eben – nicht nur der Vertrag, den wir mit
Österreich geschlossen haben, sondern ähnliche Verträge, die
zwischen uns und anderen Regierungen bestehen (Hört! Hört! rechts),
namentlich Verabredungen, die wir mit Italien haben, – sie sind nur
der Ausdruck der Gemeinschaft in den Bestrebungen und in den
Gefahren, die die Mächte zu laufen [bookmark: page72]haben. Italien sowohl wie wir sind in
der Lage gewesen, das Recht, uns national zu konsolidieren, von
Österreich zu erkämpfen. Beide leben jetzt mit Österreich in
Frieden und haben mit Österreich das gleiche Bestreben, Gefahren,
die sie gemeinsam bedrohen, abzuwehren, den Frieden, der dem einen
so teuer ist wie dem anderen, gemeinsam zu schützen, die innere
Entwickelung, der sie sich widmen wollen, vor Angriffen geschützt
zu sehen. Dieses Bestreben und dabei auch das gegenseitige
Vertrauen, daß man die Verträge hält und daß durch die Verträge
keiner von dem anderen abhängiger wird, als seine eigenen
Interessen es vertragen, – das alles macht diese Verträge fest,
haltbar und dauerhaft. (Bravo!)

		Wie sehr unser Vertrag mit Österreich der Ausdruck des
beiderseitigen Interesses ist, das hat sich schon in Nikolsburg und
hat sich 1870 gezeigt. Schon bei den Verhandlungen in Nikolsburg
waren wir unter dem Eindruck, daß wir Österreich – und ein starkes,
aufrechtes Österreich – auf die Dauer doch nicht missen könnten in
Europa. 1870, als der Krieg zwischen uns und Frankreich ausbrach,
war ja die Versuchung für manches verletzte Gefühl in Österreich
außerordentlich naheliegend, diese Gelegenheit zu benutzen, um dem
Feind von 1866 gegenüber Revanche zu üben; aber die besonnene und
voraussichtige Politik des österreichischen Kabinetts mußte sich
fragen: Was ist dann die Folge? In welche Stellung geraten wir,
wenn wir jetzt den Franzosen beistehen, um Preußen, respektive
Deutschland zu besiegen? Was wäre dann die Folge gewesen, wenn
Frankreich mit Hilfe Österreichs über uns gesiegt hätte? Österreich
hätte bei einer solchen Politik doch kaum einen anderen Zweck haben
können, als wiederum seine frühere Stellung in Deutschland
einzunehmen, denn das war eigentlich das einzige, was es im [bookmark: page73]Jahre 1866
aufgegeben hat; andere Bedingungen waren nicht, die pekuniären
Bedingungen waren ganz unbedeutend. Nun, wie wäre die Lage
Österreichs in dem Deutschen Bunde als Präsidialmacht gewesen, wenn
es sich sagen mußte, daß es Deutschland das linke Rheinufer im
Bunde mit Frankreich genommen, daß es die süddeutschen Staaten
wiederum in eine Rheinbundsabhängigkeit von Frankreich gebracht und
daß es Preußen unwiderruflich zur Anlehnung an Rußland und zur
Abhängigkeit von Rußlands künftiger Politik verurteilt hätte? Eine
solche Stellung war für österreichische Politiker, die nicht
vollständig von Zorn und Rache verblendet waren, unannehmbar.

		Dasselbe ist aber auch bei uns in Deutschland der Fall. Denken
Sie sich Österreich von der Bildfläche Europas weg, so sind wir
zwischen Rußland und Frankreich auf dem Kontinent mit Italien
isoliert, zwischen den beiden stärksten Militärmächten neben
Deutschland, wir ununterbrochen zu jeder Zeit einer gegen zwei, mit
großer Wahrscheinlichkeit, oder abhängig abwechselnd vom einen oder
vom anderen. So kommt es aber nicht. Man kann sich Österreich nicht
wegdenken: ein Staat wie Österreich verschwindet nicht, sondern ein
Staat wie Österreich wird dadurch, daß man ihn im Stich läßt, wie
es in den Villafranca-Feststellungen angenommen wurde, entfremdet
und wird geneigt werden, dem die Hand zu bieten, der seinerseits
der Gegner eines unzuverlässigen Freundes gewesen ist.

		Kurz, wenn wir die Isolierung, die gerade in unserer
angreifbaren Lage für Deutschland besonders gefährlich ist,
verhüten wollen, so müssen wir einen sicheren Freund haben. Wir
haben vermöge der Gleichheit der Interessen, vermöge dieses
Vertrages, der Ihnen vorgelegt ist, zwei zuverlässige Freunde, –
[bookmark: page74]zuverlässig nicht aus Liebe zueinander;
denn Völker führen wohl aus Haß gegeneinander Krieg; aber aus
Liebe, das ist noch gar nicht dagewesen, daß sich das eine für das
andere opfert. (Heiterkeit.) Sie führen auch aus Haß nicht immer
Krieg. Denn wenn das der Fall wäre, dann müßte Frankreich in
ununterbrochenem Kriege nicht nur mit uns, sondern auch mit England
und Italien sein; es haßt alle seine Nachbarn. (Beifall und
Zustimmung.) Ich glaube auch, daß der künstlich aufgebauschte Haß
gegen uns in Rußland weiter nicht von Dauer sein wird. Mit unseren
Bundesgenossen in der Friedensliebe einigen uns nicht nur
Stimmungen und Freundschaften, sondern die zwingendsten Interessen
des europäischen Gleichgewichts und unserer eigenen Zukunft.

		Und deshalb glaube ich: Sie werden die Politik Sr. Majestät des
Kaisers, die das publizierte Bündnis abgeschlossen hat, billigen
(Bravo!), obschon die Möglichkeit eines Krieges dadurch verstärkt
wird.

		Es ist ja unzweifelhaft, daß durch die Annahme dieses neuen
Gesetzes das Bündnis, in dem wir stehen, außerordentlich an Kraft
gewinnt, weil das durch das Deutsche Reich gebildete Mitglied
seinerseits außerordentlich verstärkt wird. Die Vorlage bringt uns
einen Zuwachs an waffentüchtigen Truppen, einen möglichen Zuwachs –
brauchen wir ihn nicht, so brauchen wir ihn auch nicht zu rufen,
dann können wir ihn zu Hause lassen; haben wir ihn aber zur
Verfügung, haben wir die Waffen für ihn – und das ist ja durchaus
notwendig; ich erinnere mich der von England 1813 für unsere
Landwehr gelieferten Karabiner, mit denen ich noch als Jäger
ausexerziert worden bin; das war kein Kriegsgewehr … das können wir
ja nicht plötzlich anschaffen – haben wir aber die Waffen [bookmark: page75]dafür, so
bildet dieses neue Gesetz eine Verstärkung der Friedensbürgschaften
und eine Verstärkung der Friedensliga, die gerade so stark ist, als
wenn eine vierte Großmacht mit 700 000 Mann Truppen – was ja
früher die höchste Stärke war, die es gab – dem Bunde beigetreten
wäre. (Bravo!)

		Diese gewaltige Verstärkung wird, wie ich glaube, auch
beruhigend auf unsere eigenen Landsleute wirken und wird die
Nervosität unserer öffentlichen Meinung, unserer Börse und unserer
Presse einigermaßen ermäßigen. Ich hoffe, sie werden Linderung
fühlen (Heiterkeit), wenn sie sich das klarmachen, daß nach dieser
Verstärkung und von dem Augenblick an, wo das Gesetz unterzeichnet
und publiziert ist, die Leute da sind; die Bewaffnung wäre
notdürftig auch jetzt vorhanden; aber wir müssen sie besser
anschaffen, denn wenn wir eine Armee von Triariern bilden, von dem
besten Menschenmaterial, das wir überhaupt in unserem Volke haben,
von den Familienvätern über dreißig Jahre, dann müssen wir auch für
sie die besten Waffen haben, die es überhaupt gibt (Bravo!), wir
müssen sie nicht mit dem in den Kampf schicken, was wir für unsere
jungen Linientruppen nicht für gut genug halten (Sehr gut!),
sondern der feste Mann, der Familienvater, diese Hünengestalten,
deren wir uns noch erinnern können aus der Zeit, wo sie die Brücke
von Versailles besetzt hatten, müssen auch das beste Gewehr an der
Schulter haben, die vollste Bewaffnung und die ausgiebigste
Kleidung zum Schutz gegen Witterung und alle äußeren Vorkommnisse.
(Lebhaftes Bravo!) Da dürfen wir nicht sparen. Aber ich hoffe, es
wird unsere Mitbürger beruhigen, wenn sie sich nun wirklich den
Fall denken, an den ich nicht glaube, daß wir von zwei Seiten
gleichzeitig überfallen würden – die Möglichkeit ist ja, wie ich
Ihnen vorhin an dem vierzigjährigen Zeitraum [bookmark: page76]entwickelt habe, für alle
möglichen Koalitionen doch immer vorhanden –; wenn das eintritt, so
können wir an jeder unserer Grenzen eine Million guter Soldaten in
Defensive haben. Wir können dabei Reserven von einer halben Million
und höher, auch von einer ganzen Million, im Hinterlande behalten
und nach Bedürfnis vorschieben. Man hat mir gesagt: Das wird nur
die Folge haben, daß die anderen auch noch höher steigen. Das
können sie nicht. (Bravo! Heiterkeit.) Die Ziffer haben sie längst
erreicht. Wir haben die Ziffer im Jahre 1867 heruntergesetzt, weil
wir glaubten, jetzt haben wir den Norddeutschen Bund, wir können es
uns jetzt leichter machen, da können wir die Leute über
zweiunddreißig Jahre freilassen. In der Folge haben unsere Nachbarn
eine längere Dienstzeit adoptiert, viele eine zwanzigjährige
Dienstzeit. – Der Herr Kriegsminister, wenn er das Wort ergreifen
will, wird Ihnen das näher auseinandersetzen können; in der Ziffer
sind sie ebenso hoch wie wir, aber in der Qualität können sie es
uns nicht nachmachen. (Sehr richtig!) Die Tapferkeit ist ja bei
allen zivilisierten Nationen gleich; der Russe, der Franzose
schlagen sich so tapfer wie der Deutsche; aber unsere Leute, unsere
700 000 Mann sind kriegsgedient, rompus
au métier, ausgediente Soldaten, und die noch nichts
verlernt haben. Und was uns kein Volk in der Welt nachmachen kann:
wir haben das Material an Offizieren und Unteroffizieren, um diese
ungeheure Armee zu kommandieren. (Bravo!) Das ist, was man nicht
nachmachen kann. Dazu gehört das ganz eigentümliche Maß der
Verbreitung der Volksbildung in Deutschland, wie es in keinem
anderen Lande wieder vorkommt. Das Maß von Bildung, welches
erforderlich ist, um einen Offizier und Unteroffizier zum Kommando
zu befähigen nach den Ansprüchen, die der Soldat an [bookmark: page77]ihn macht, existiert
bei uns in sehr viel breiteren Schichten als in irgendeinem anderen
Lande. Wir haben mehr Offiziermaterial und Unteroffiziermaterial
als irgendein anderes Land, und wir haben ein Offizierkorps,
welches uns kein anderes Land der Welt nachmachen kann.
(Bravo!)

		Darin besteht unsere Überlegenheit und ebenso in der
Überlegenheit unseres Unteroffizierkorps, welches ja die Zöglinge
unseres Offizierkorps bilden. Das Maß von Bildung, welches einen
Offizier befähigt, nicht nur die sehr strengen Anforderungen an
seinen Stand, an Entbehrungen, an Pflege der Kameradschaft unter
sich, sondern auch die außerordentlich schwierigen sozialen
Aufgaben zu erfüllen, deren Erfüllung notwendig ist, um die
Kameradschaft, die bei uns, Gott sei Dank, im höchsten Grade in
rührenden Fällen existiert zwischen Offizieren und Mannschaften, um
die ohne Schaden der Autorität herzustellen, – das können uns die
anderen nicht nachmachen, das Verhältnis, wie es in deutschen
Truppen zwischen Offizieren und Mannschaften namentlich im Kriege
mit wenigen üblen Ausnahmen besteht – exceptio firmat regulam; aber im ganzen kann man
sagen: kein deutscher Offizier läßt seinen Soldaten im Feuer im
Stich, er holt ihn mit eigener Lebensgefahr heraus, und umgekehrt:
kein deutscher Soldat läßt seinen Offizier im Stich – das haben wir
erfahren. (Bravo!)

		Wenn andere Armeen gleiche Truppenmassen, wie wir sie hiermit zu
schaffen beabsichtigen, mit Offizieren und Unteroffizieren besetzen
sollen, so werden sie unter Umständen genötigt sein, Offiziere zu
ernennen, denen es nicht gelingen wird, eine Kompagnie durch ein
enges Tor herauszuführen (Heiterkeit), und noch viel weniger, die
schweren Obliegenheiten zu erfüllen, die ein Offizier seinen
Mannschaften gegenüber [bookmark: page78]hat, um sich deren Achtung und deren Liebe
zu bewahren; das Maß von Bildung, welches dazu erforderlich ist,
und das Maß von Leistung, welches überhaupt bei uns an
Kameradschaft und Ehrgefühl aus dem Offizier herausgedrückt wird,
das kann ja kein Reglement und keine Anordnung der Welt im Auslande
aus dem Offizierstande herausdrücken. Darin sind wir jedermann
überlegen, und deshalb können sie es uns nicht nachmachen. (Bravo!)
Ich bin also darüber ohne Sorge.

		Außerdem aber ist noch ein Vorteil der Annahme dieses Gesetzes:
gerade die Stärke, die wir erstreben, stimmt uns selbst notwendig
friedfertig. Das klingt paradox, es ist aber doch so.

		Mit der gewaltigen Maschine, zu der wir das deutsche Heerwesen
ausbilden, unternimmt man keinen Angriff. Wenn ich heute vor Sie
treten wollte und Ihnen sagen – wenn die Verhältnisse eben anders
lägen, als sie meiner Überzeugung nach liegen –: Wir sind erheblich
bedroht von Frankreich und Rußland; es ist vorauszusehen, daß wir
angegriffen werden; meiner Überzeugung nach glaube ich es als
Diplomat nach militärischen Nachrichten hierüber, es ist nützlicher
für uns, daß wir als Defensive den Vorstoß des Angriffes benutzen,
daß wir jetzt gleich schlagen; der Angriffskrieg ist für uns
vorteilhafter zu führen, und ich bitte also den Reichstag um einen
Kredit von einer Milliarde oder einer halben Milliarde, um den
Krieg gegen unsere beiden Nachbarn heute zu unternehmen, – ja,
meine Herren, ich weiß nicht, ob Sie das Vertrauen zu mir haben
würden, mir das zu bewilligen. Ich hoffe nicht. (Heiterkeit.)

		Aber wenn Sie es täten, würde es mir nicht genügen. Wenn wir in
Deutschland einen Krieg mit der vollen Wirkung unserer [bookmark: page79]Nationalkraft
führen wollen, so muß es ein Krieg sein, mit dem alle, die ihn
mitmachen, alle, die ihm Opfer bringen, kurz und gut, mit dem die
ganze Nation einverstanden ist; es muß ein Volkskrieg sein; es muß
ein Krieg sein, der mit dem Enthusiasmus geführt wird wie der von
1870, wo wir ruchlos angegriffen wurden. Es ist mir noch
erinnerlich der ohrengellende, freudige Zuruf am Kölner Bahnhofe,
und so war es von Berlin bis Köln, so war es hier in Berlin. Die
Wogen der Volkszustimmung trugen uns in den Krieg hinein, wir
hätten wollen mögen oder nicht. So muß es auch sein, wenn eine
Volkskraft wie die unsere zur vollen Geltung kommen soll. Es wird
aber sehr schwer sein, den Provinzen, den Bundesstaaten und ihren
Bevölkerungen das klarzumachen: der Krieg ist unvermeidlich, er muß
sein. Man wird fragen: Ja, seid ihr denn dessen so sicher? Wer
weiß? Kurz, wenn wir schließlich zum Angriff kommen, so wird das
ganze Gewicht der Imponderabilien, die viel schwerer wiegen als die
materiellen Gewichte, auf der Seite unserer Gegner sein, die wir
angegriffen haben. Das »heilige Rußland« wird entrüstet sein über
den Angriff. Frankreich wird bis an die Pyrenäen hin in Waffen
starren. Ganz dasselbe wird überall geschehen. Ein Krieg, zu dem
wir nicht vom Volkswillen getragen werden, der wird geführt werden,
wenn schließlich die verordneten Obrigkeiten ihn für nötig halten
und erklärt haben; er wird auch mit vollem Schneid und vielleicht
siegreich geführt werden, wenn man erst einmal Feuer bekommen und
Blut gesehen hat. Aber es wird nicht von Hause aus der Elan und das
Feuer dahinter sein wie in einem Kriege, wenn wir angegriffen
werden. Dann wird das ganze Deutschland von der Memel bis zum
Bodensee wie eine Pulvermine aufbrennen und von Gewehren [bookmark: page80]starren, und
es wird kein Feind wagen, mit diesem furor
teutonicus, der sich bei dem Angriff entwickelt, es
aufzunehmen. (Bravo!) Diese Überlegenheit dürfen wir uns nicht
entgehen lassen, selbst wenn wir, was viele Militärs, nicht nur die
unserigen, annehmen, jetzt unseren künftigen Gegnern überlegen
sind. Die unserigen glauben das alle: natürlich, jeder Soldat
glaubt das; er würde beinahe aufhören, ein brauchbarer Soldat zu
sein, wenn er nicht den Krieg wünschte und an seinen Sieg darin
glaubte. Wenn unsere Gegner etwa vermuten, daß es die Furcht vor
dem Ausgange ist, die uns friedfertig stimmt, dann irren sie sich
ganz gewaltig. (Sehr richtig!) Wir glauben ebensofest an unseren
Sieg in gerechter Sache, wie irgendein ausländischer Leutnant in
seiner Garnison beim dritten Glase Champagner glauben kann
(Heiterkeit), und wir vielleicht mit mehr Sicherheit. Also es ist
nicht die Furcht, die uns friedfertig stimmt, sondern gerade das
Bewußtsein unserer Stärke, das Bewußtsein, auch dann, wenn wir in
einem minder günstigen Augenblicke angegriffen werden, stark genug
zu sein zur Abwehr und doch die Möglichkeit zu haben, der
göttlichen Vorsehung es zu überlassen, ob sie nicht in der
Zwischenzeit doch noch die Notwendigkeit eines Krieges aus dem Wege
räumen wird.

		Ich bin also nicht für irgendwelchen Angriffskrieg, und wenn der
Krieg nur durch unseren Angriff entstehen könnte – Feuer muß von
irgend jemandem angelegt werden, wir werden es nicht anlegen
(Bravo!) – nun, weder das Bewußtsein unserer Stärke, wie ich es
eben schilderte, noch das Vertrauen auf unsere Bündnisse wird uns
abhalten, unsere bisherigen Bestrebungen, den Frieden überhaupt zu
erhalten, mit dem bisherigen Eifer fortzusetzen. Wir lassen uns da
durch keine Verstimmung leiten und durch keine Abneigung bestimmen.
[bookmark: page81]

		Es ist ja unzweifelhaft, daß die Drohungen und die
Beschimpfungen, die Herausforderungen, die an uns gerichtet worden
sind, auch bei uns eine ganz erhebliche und berechtigte Erbitterung
erregt haben (Sehr richtig!), und das ist beim Deutschen recht
schwer, denn er ist dem Nationalhaß an sich unzugänglicher als
irgendeine andere Nation; wir sind aber bemüht, sie zu besänftigen,
und wir wollen nach wie vor den Frieden mit unseren Nachbarn,
namentlich aber mit Rußland suchen. Wenn ich sage: namentlich mit
Rußland, so bin ich der Meinung, daß Frankreich uns bei diesen
Bemühungen keine Sicherheit auf Erfolg gewährt, wenngleich ich
nicht sagen will, daß es nichts hilft; wir werden nie Händel
suchen, wir werden Frankreich nie angreifen, wir haben in den
vielen kleinen Vorfällen, die die Neigung unserer Nachbarn, zu
spionieren und zu bestechen, verursacht hat, immer eine sehr
gefällige und freundliche Beilegung herbeigeführt, weil ich es für
ruchlos halten würde, um solcher Lappalien willen einen großen
nationalen Krieg zu entzünden oder auch nur wahrscheinlich zu
machen. Das sind Fälle, wo es heißt: der Vernünftigere gibt nach.
(Heiterkeit. Sehr gut!)

		Ich nenne also vorzugsweise Rußland, und da habe ich dasselbe
Vertrauen auf das Gelingen, in welchem ich vor einem Jahre
gesprochen habe und welches dieses freisinnige Blatt hier so fett
gedruckt hat, ohne ein Nachlaufen ober, wie ein deutsches Blatt
sich roh ausdrückt, »Wettkriechen« vor Rußland! – Die Zeit ist
vorbei; um Liebe werben wir nicht mehr, weder in Frankreich noch in
Rußland. (Sehr gut! Lebhaftes Bravo!) Die russische Presse, die
russische öffentliche Meinung hat einem alten mächtigen und
zuverlässigen Freunde, der wir waren, die Tür gewiesen; wir drängen
uns nicht auf. Wir haben versucht, das alte vertraute Verhältnis
wiederzugewinnen, [bookmark: page82]aber wir laufen niemand nach. (Allseitiges
Bravo!) Das hält uns aber nicht ab, – im Gegenteil, es ist uns ein
Sporn mehr, die Vertragsrechte, die Rußland uns gegenüber hat, mit
doppelter Genauigkeit zu beobachten.

		Zu den Vertragsrechten gehören auch solche, die nicht von allen
unseren Freunden anerkannt werden: ich meine, dazu gehören die
Rechte, die wir auf dem Berliner Kongreß Rußland in betreff
Bulgariens erworben haben und die bis 1885 ganz unangefochten
bestanden haben. Es ist gar keine Frage für mich, der ich die
Kongreßbeschlüsse mit vorbereitet und mit unterzeichnet habe, daß
wir alle damals der Meinung waren, daß der vorwiegende Einfluß in
Bulgarien Rußland zufallen sollte, nachdem es seinerseits auf
Ostrumelien verzichtet hatte, indem es die mäßige Satisfaktion gab,
die Grenze des seinem Einflüsse anheimfallenden Gebiets um
800 000 Seelen auf 3 Millionen ungefähr zurückzuschrauben.
Infolge dieser Auffassung des Kongresses hat Rußland bis 1885
zunächst den Fürsten ernannt, einen nahen Verwandten des
Kaiserhauses, von dem damals niemand annahm und annehmen konnte,
daß er etwas anderes würde sein wollen als ein getreuer Anhänger
der russischen Politik. Es hat die Kriegsminister, einen großen
Teil der Offiziere ernannt, kurz und gut, es hat in Bulgarien
geherrscht; da ist gar kein Zweifel daran. Die Bulgaren oder ein
Teil von ihnen oder der Fürst – ich weiß nicht, wer – sind nicht
damit zufrieden gewesen, es hat ein Staatsstreich, ein Abfall von
Rußland stattgefunden. Dadurch ist ein faktisches Verhältnis
entstanden, welches wir mit Gewalt der Waffen zu remedieren keinen
Beruf haben, welches aber die Rechte, die Rußland aus dem Kongreß
nach Hause gebracht hat, doch theoretisch nicht alterieren kann.
Ob, wenn Rußland die Rechte gewaltsam geltend [bookmark: page83]machen wollte, sich daran
Schwierigkeiten knüpfen würden, das weiß ich nicht; das geht uns
auch nichts an. Wir werden gewaltsame Mittel nicht unterstützen und
auch nicht dazu raten; ich glaube auch nicht, daß Neigung dazu da
ist, – ich bin ziemlich gewiß, daß sie nicht vorhanden ist. Wenn
aber Rußland aus diplomatischem Wege versucht, sei es auch durch
eine Anregung auf das Einschreiten des Oberherrn von Bulgarien, des
Sultans, wenn es versucht, das herbeizuführen, so halte ich es für
die Aufgabe einer loyalen deutschen Politik, sich dabei rein an die
Bestimmungen des Berliner Vertrags zu halten und an die Auslegung,
die wir ihnen damals ganz ohne Ausnahme gegeben haben und an der –
mich wenigstens – die Stimmung der Bulgaren nicht irremachen kann.
Bulgarien, das Ländchen zwischen Donau und Balkan, ist überhaupt
kein Objekt von hinreichender Größe, um daran die Konsequenzen zu
knüpfen, um seinetwillen Europa von Moskau bis an die Pyrenäen und
von der Nordsee bis Palermo hin in einen Krieg zu stürzen, dessen
Ausgang kein Mensch voraussehen kann; man würde am Ende nach dem
Kriege kaum mehr wissen, warum man sich geschlagen hat.
(Heiterkeit.)

		Also das kann ich erklären, daß die Unfreundlichkeiten, die wir
in der russischen öffentlichen Meinung, in der russischen Presse
namentlich, erfahren haben, uns nicht abhalten werden, sobald
Rußland den Wunsch ausspricht, die diplomatischen Schritte
diplomatisch zu unterstützen, welche Rußland eben tun kann, um
seinen Einfluß auf Bulgarien wiederzugewinnen. Ich sage
absichtlich: sobald Rußland den Wunsch ausspricht. Wir sind früher
mitunter bemüht gewesen, russische Wünsche auf vertrauliche
Andeutungen hin zu erfüllen; wir haben aber erleben müssen, daß
russische Blätter sich [bookmark: page84]fanden, die sofort nachzuweisen versuchten,
daß gerade diese Schritte der deutschen Politik die feindseligsten
gegen Rußland gewesen wären, und die uns deshalb angriffen, weil
wir den russischen Wünschen vorausgegangen waren in der Erfüllung.
Wir haben das auch auf dem Kongreß getan; es wird uns aber nicht
wieder passieren. Wenn Rußland uns amtlich auffordert, die Schritte
zur Herstellung der kongreßmäßigen Situation in Bulgarien beim
Sultan als Souverän zu unterstützen, so trage ich kein Bedenken,
Sr. Majestät dem Kaiser zu raten, daß das geschieht. Dies erfordern
die Verträge von unserer Loyalität dem Nachbar gegenüber, mit dem
wir, mag die Stimmung sein, wie sie will, doch immer das
grenznachbarliche Verhältnis und große und gemeinsame monarchische
Interessen, sowie Interessen der Ordnung allen Gegnern der Ordnung
in Europa gegenüber zu vertreten haben und dessen Monarch
vollständiges Verständnis hat für diese Aufgaben der verbündeten
Monarchen. Daß der Kaiser von Rußland, wenn er findet, daß die
Interessen seines großen Reiches von hundert Millionen Untertanen
ihm gebieten, Krieg zu führen, daß er dann Krieg führen wird, daran
zweifle ich gar nicht. Aber die Interessen können ihm ganz
unmöglich gebieten, diesen Krieg gerade gegen uns zu führen; ich
halte es auch nicht für wahrscheinlich, daß ein solches
Interessengebot überhaupt naheliegt.

		Ich glaube nicht an eine unmittelbar bevorstehende
Friedensstörung – wenn ich mich resümieren soll – und bitte, daß
Sie das vorliegende Gesetz unabhängig von diesem Gedanken und
dieser Befürchtung behandeln, lediglich als eine volle Herstellung
der Verwendbarkeit der gewaltigen Kraft, die Gott in die deutsche
Nation gelegt hat für den Fall, daß wir sie brauchen; brauchen wir
sie nicht, dann werden wir [bookmark: page85]sie nicht rufen; wir suchen den Fall zu
vermeiden, daß wir sie brauchen.

		Dieses Bestreben wird uns noch immer einigermaßen erschwert
durch drohende Zeitungsartikel vom Auslande, und ich möchte die
Mahnung hauptsächlich an das Ausland richten, doch diese Drohungen
zu unterlassen. Sie führen zu nichts. Die Drohung, die wir – nicht
von der Regierung – aber in der Presse erfahren, ist eigentlich
eine unglaubliche Dummheit (Heiterkeit), wenn man bedenkt, daß man
eine große und stolze Macht, wie es das Deutsche Reich ist, durch
eine gewisse drohende Gestaltung der Druckerschwärze, durch
Zusammenstellung von Worten glaubt einschüchtern zu können.
(Bravo!) Man sollte das unterlassen, dann würde man es uns leichter
machen, unseren beiden Nachbarn auch gefälliger entgegenzukommen.
Jedes Land ist auf die Dauer doch für die Fenster, die seine Presse
einschlägt, irgendeinmal verantwortlich; die Rechnung wird an
irgendeinem Tage präsentiert in der Verstimmung des anderen Landes.
Wir können durch Liebe und Wohlwollen leicht bestochen werden –
vielleicht zu leicht –, aber durch Drohungen ganz gewiß nicht!
(Bravo!) Wir Deutsche fürchten Gott, ab er sonst nichts in der
Welt (Lebhaftes Bravo!); und die Gottesfurcht ist es schon, die
uns den Frieden lieben und pflegen läßt. Wer ihn aber trotzdem
bricht, der wird sich überzeugen, daß die kampfesfreudige
Vaterlandsliebe, welche 1813 die gesamte Bevölkerung des damals
schwachen, kleinen und ausgesogenen Preußen unter die Fahnen rief,
heutzutage ein Gemeingut der ganzen deutschen Nation ist und daß
derjenige, welcher die deutsche Nation irgendwie angreift, sie
einheitlich gewaffnet finden wird und jeden Wehrmann mit dem festen
Glauben im Herzen: Gott wird mit uns sein! (Lebhafter, andauernder
Beifall.) [bookmark: page86]

	
		
		Nachbemerkung

		Die Reden zur äußern Politik, die hier zusammengestellt sind,
fallen sämtlich in die Zeit nach 1871. Die Auswahl ist so
getroffen, daß vor allem die Beziehungen zu England, Frankreich und
Rußland ihre besonderen Erörterungen finden; und selbstverständlich
durften die beiden berühmtesten Reden nicht fehlen, die vom
ehrlichen Makler und die vom 6. Februar 1888, mit deren Schlußwort
auch unsere Sammlung ausklingt.

		 

		12. Mai 1871.

S. 5 ff.

		Die Friedensverhandlungen wurden in Brüssel seit dem 28. März
geführt. Die Frankfurter Verhandlungen, zu denen Bismarck die
französischen Bevollmächtigten eingeladen hatte, waren vom 5.-7.
Mai geführt, am 10. Mai war der Friede unterzeichnet worden.

		 

		19. Februar 1878.

S. 14 ff.

		Antwort auf eine von Bennigsen begründete Interpellation: »Im
Anschluß an die Thronrede erlauben wir uns an den Herrn
Reichskanzler die Frage zu stellen: Wird der Herr Reichskanzler,
und an welchem Tage, den Reichstag über die politische Lage im
Orient und über die hierbei von der Regierung des Deutschen Reichs
eingenommene und einzunehmende Haltung Mitteilung machen?« – Der
sechste russisch-türkische Krieg (1877-1878) führte zunächst zum
Waffenstillstand von Adrianopel (31. Januar 1878) und zum Frieden
von Santo Stefano (3. März), worauf Rußland [bookmark: page87]namentlich durch englische
Truppenzusammenziehungen auf Malta endlich zur Beschickung eines
Berliner Kongresses genötigt wurde.

		 

		2. März 1885.

S. 32 ff.

		Nach dem Scheitern der Samoapläne (1880) wurde die
Kolonialpolitik durch die Erklärung der deutschen Schutzherrschaft
über Angra Pequena und die Einbringung eines Gesetzentwurfs
betreffend subventionierte Dampfschiffsverbindungen (1884) ins
Rollen gebracht. Diese Rede bezog sich auf einen Nachtragsetat für
Besoldungen von Kolonialbeamten und Herstellung von Amtsgebäuden.
Die Kommission empfahl die Bewilligung der geforderten Summe,
jedoch als Pauschquantum zur Einleitung derjenigen Maßnahmen,
welche zur Durchführung der dem Reiche in Kamerun, Togo und Angra
Pequena zufallenden Aufgaben notwendig seien.

		 

		6. Februar 1888.

S. 47 ff.

		Der Reichstag war am 14. Januar 1887 aufgelöst worden, nachdem
die Heeresvorlage der Regierung, die eine siebenjährige Geltung
dafür beanspruchte, abgelehnt worden war. Am 3. März wurde der neue
Reichstag eröffnet und nahm am 11. März das Septennat an. Am 9.
Dezember ging dem Reichstag eine weitere Heeresvorlage zu,
»betreffend Änderungen der Wehrpflicht«, der am 31. Januar 1888 der
Entwurf eines Gesetzes, »betreffend die Aufnahme einer Anleihe für
Zwecke der Verwaltung des Reichsheeres«, folgte. Beide Vorlagen
stehen auf der Tagesordnung des 6. Februar. [bookmark: page88]
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